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Vorwort

Die demografische Entwicklung führt zu großen Herausforde-

rungen für unsere Gesellschaft. Das Erwerbspersonenpoten-

zial wird sinken und zugleich die Nachfrage nach qualifizierten 

Fachkräften weiter steigen. Schon heute fehlen in einzelnen 

Berufen, Branchen und Regionen Niedersachsens gut ausge-

bildete Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Ohne gezielte 

Maßnahmen sind künftig weitere Engpässe absehbar.

Die Sicherung der Fachkräftebasis ist ein wesentlicher Faktor, 

um die Innovations-, Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 

niedersächsischen Wirtschaft zu erhalten und den Wohlstand 

zu sichern. Für die Niedersächsische Landesregierung hat das 

Thema daher höchste Priorität. Gemeinsam mit den Arbeit-

geberverbänden, den Gewerkschaften, den Kammern, der 

Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen der Bundesagentur 

für Arbeit, den kommunalen Spitzenverbänden und weiteren 

gesellschaftlichen Gruppen hat sich die Landesregierung den 

Herausforderungen der Fachkräftesicherung angenommen.

Die Partner der Fachkräfteinitiative haben in einem gemein-

samen Prozess 13 Handlungsfelder identifiziert und sich auf 

Ziele zur Fachkräftesicherung verständigt. Im Juli 2014 unter-

zeichneten alle Partner eine Vereinbarung zur Fachkräfte- 

sicherung in Niedersachsen. Schwerpunkte der Vereinbarung 

sind eine Stärkung des Systems der dualen Berufsausbildung, 

die sogenannte MINT-Förderung sowie die Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie. Außerdem soll das Fachkräftepotenzial 

von Frauen, Beschäftigungslosen, älteren Menschen sowie 

Migrantinnen und Migranten zukünftig noch besser erschlossen 

werden. Zudem sollen Regionale Fachkräftebündnisse unter-

stützt werden, um die Strukturen zur Fachkräftesicherung 

vor Ort zu verbessern.

Auf dieser Grundlage werden die Partner gemeinsam an der 

Sicherung der Fachkräftebasis für die niedersächsische Wirt-

schaft und damit an der Zukunft des Landes arbeiten. Die 

Fachkräfteinitiative ist bis 2018 angelegt.

Die Niedersächsische Landesregierung wird in den kommen-

den Jahren aus dem Europäischen Sozialfonds Mittel von 

rund 200 Millionen Euro allein für Programme zur Fachkräfte-

sicherung einsetzen.

Ihr

Olaf Lies

Niedersächsischer Minister 

für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 



Vorwort	  3

Vereinbarung der Partner	  6

Handlungsrahmen	  10

Verbesserung der Erwerbsbeteiligung von Frauen  	 11
		
Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit der Belegschaften erhalten und verbessern und eine stärkere  
Einbindung von älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erreichen  	 12

Förderung der Qualifizierung und Integration von arbeitslosen Menschen  	 14

�Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund am Arbeitsmarkt weiter verbessern und die  
Zuwanderung von qualifizierten Fachkräften unterstützen  	 15

�Bessere Einbindung von Menschen mit Behinderung und Beeinträchtigung in das Berufsleben  	 17

Steigerung der Attraktivität von Arbeitgebern durch gute Arbeitsbedingungen  	 18

Bündnis Duale Berufsausbildung  	 20

Fachhochschulen und Universitäten stärken und weiter öffnen  	 22

Ausbau der Weiterbildung von Beschäftigten  	 24

Jungen Erwachsenen ohne Ausbildung Ausbildungs- und Berufsperspektiven eröffnen  	 25

Fachkräftesicherung durch MINT-Förderung entlang der gesamten Bildungskette und Maßnahmen  
gegen die Abwanderung von jungen und qualifizierten Menschen  	 26

Fachkräftegewinnung in der Pflegebranche fördern  	 27	

Regionale Fachkräfteinitiativen unterstützen  	 28

Indikatoren	  30

Inhalt

4 | Fachkräfteinitiative Niedersachsen Inhalt | 5



6 | Fachkräfteinitiative Niedersachsen

setzungsstrategien erarbeitet werden. Insbesondere sollen 

betriebsnahe Qualifizierungen gefördert werden. Der Fokus 

soll insbesondere auf arbeitsmarktferne Personen gerichtet 

sein, die besondere Probleme beim Arbeitsmarktzugang 

aufweisen,

•	� sich für die Verankerung einer Willkommens- und Aner-

kennungskultur einzusetzen, um die Teilhabe von Menschen 

mit Migrationshintergrund am niedersächsischen Arbeits-

markt weiter zu verbessern, ihr Fachkräftepotenzial stärker 

zu nutzen und die Zuwanderung von Fachkräften zu fördern,

•	� alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um Menschen 

mit Behinderung vorrangig auf dem allgemeinen Arbeits-

markt auszubilden und zu beschäftigen,

•	� niedersächsische Unternehmen dabei zu unterstützen, ihre 

Attraktivität durch gute Arbeitsbedingungen zu steigern 

sowie die hohe Bedeutung von Tarifbindung und Sozialpart-

nerschaft zu betonen,

•	� die Stärkung des dualen Systems der Berufsausbildung und 

die Fokussierung des Übergangssystems im Rahmen des 

„Bündnis Duale Berufsausbildung“,

•	� die niedersächsischen Fachhochschulen und Universitäten zu 

stärken und für neue Zielgruppen weiter zu öffnen. Hier gilt 

es bedarfsgerecht entsprechend der aktuellen Entwicklung in 

den Berufsfeldern passgenaue Studienangebote vorzuhalten, 

insbesondere im MINT-Bereich und bei den Gesundheitsfach-

berufen. Damit wird sichergestellt, dass die Hochschulen einen 

erheblichen Beitrag zur Deckung des regionalen, aber auch des 

überregionalen Fachkräftebedarfs leisten können,

•	� Unternehmen und Beschäftigte für die Herausforderungen 

des demografischen Wandels sowie des branchen- und 

regionalspezifischen Bedarfs nach Fachkräften weiter zu 

sensibilisieren, um die Weiterbildungsbeteiligung auf hohem 

Niveau zu halten bzw. weiter auszubauen. Dabei soll die 

Qualität der Weiterbildungsangebote verbessert und die 

Weiterbildungsbeteiligung von bislang unterrepräsentierten 

Gruppen gesteigert werden,

•	� jungen Erwachsenen ohne Berufsausbildung Ausbildungs- 

und Berufsperspektiven aufzuzeigen, um ihnen die mög-

lichst dauerhafte Integration in Beschäftigung zu eröffnen 

und sie vom Leistungsbezug unabhängig zu machen. Junge 

Menschen sollen dazu motiviert werden, einen neuen An-

lauf für eine Aus- oder Weiterbildung zu nehmen, die zu 

Im Rahmen der Fachkräfteinitiative haben die Partner den bei-

gefügten Handlungsrahmen beraten. Im Ergebnis mit großen 

Übereinstimmungen, aber auch unterschiedlichen Standpunk-

ten im Detail. Der Handlungsrahmen weist einen innovativen 

und breit gefächerten Ansatz auf. Dabei stellt er kein abge-

schlossenes Konzept dar, sondern ist offen für Ergänzungen 

und neue Erkenntnisse. Zur Erreichung der vereinbarten Ziele 

setzen die Partner den Austausch über geeignete Aktivitäten 

fort und ergreifen entsprechende Maßnahmen zur Fach-

kräftesicherung, die sie in eigener Verantwortung engagiert 

umsetzen. Außerdem beteiligen sich die Partner aktiv an der 

Öffentlichkeitsarbeit der Fachkräfteinitiative.

Die Fachkräfteinitiative Niedersachsen ist bis 2018 angelegt. 

Unter der Leitung des Ministerpräsidenten wird einmal jährlich 

eine Spitzenrunde aller Partner der Fachkräfteinitiative zusam-

mentreffen, Bilanz ziehen und Schwerpunkte für die weitere 

Arbeit festlegen. Dabei wird es auch darauf ankommen, die 

eingetretenen Entwicklungen in den Handlungsfeldern zu 

resümieren und anhand von Indikatoren zu überprüfen, ob 

die Maßnahmen greifen und die Entwicklung in die richtige 

Richtung geht.

Auf dieser Basis vereinbaren die Partner der Fachkräfteinitiative 

•	� sich zur qualitativen und quantitativen Erhöhung der Erwerbs- 

beteiligung von Frauen in gemeinsamer Verantwortung 

dafür einzusetzen, dass Frauen wie Männer im Sinne einer 

geschlechtergerechten Arbeitswelt unabhängig von ihrem 

Familienstand und ihrer Herkunft am Erwerbsleben mit 

gleichen Chancen teilnehmen können und Erziehungs- und 

Pflegeleistungen eine höhere gesellschaftliche Wertschät-

zung zuteil wird,

•	� bei den Unternehmen in Niedersachsen ein stärkeres Bewusst- 

sein für die Notwendigkeit einer demografiebewussten Per- 

	 sonalpolitik zu schaffen, die insbesondere Maßnahmen 	

	 zum betrieblichen Gesundheitsmanagement und langfristige 	

	 Personalentwicklungsstrategien beinhaltet. Dazu gehört 	

	 auch, das Fachkräftepotenzial älterer Beschäftigter stärker 	

	 auszuschöpfen, mit dem durchschnittlich höheren Beleg-

	 schaftsalter umzugehen und die Arbeits- und Beschäftigungs-

 	 fähigkeit sowie die Produktivität der gesamten Belegschaf-

	 ten dauerhaft zu erhalten,

•	� die Integration von arbeitslosen Personen in den Arbeits-

markt durch Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits-

marktfähigkeit und durch Qualifizierung zu fördern. Hierzu 

sollen gemeinsam die regionalen Bedarfe ermittelt und Um-

Die niedersächsische Landesregierung und die mit ihr in der 

Fachkräfteinitiative zusammengeschlossenen Partner sehen in der 

Fachkräftesicherung für die niedersächsische Wirtschaft eine zen-

trale wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Herausforderung, 

der sie gemeinsam begegnen wollen. Partner der Fachkräfte-

initiative sind die Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände, die 

Gewerkschaften, die Kammern, die Regionaldirektion Nieder-

sachsen-Bremen der Bundesagentur für Arbeit, die kommunalen 

Spitzenverbände, die Arbeitsgemeinschaft MigrantInnen und 

Flüchtlinge in Niedersachen, die Landesarbeitsgemeinschaft freie 

Wohlfahrtspflege, der Landesfrauenrat und die Landesregierung.

Die Einbindung aller relevanten gesellschaftlichen Gruppen und 

ein ressortübergreifender Ansatz erzeugen eine neue Qualität 

der Zusammenarbeit und ermöglichen breitgefächerte Hand-

lungsansätze in verschiedenen Praxisfeldern als Grundlage für 

die weitere Arbeit. 

In einem gemeinsamen Arbeitsprozess haben die Partner wich-

tige Handlungsfelder identifiziert und sich auf die in dieser 

Vereinbarung niedergelegten gemeinsamen Ziele zur Fachkräfte-

sicherung verständigt. 

Die Fachkräfteinitiative möchte neben der engagierten Ge-

winnung von jungen Menschen für die Berufsausbildung alle 

vorhandenen Potenziale bestmöglich ausschöpfen und zielt 

kurz- und mittelfristig vor allem auf eine Verbesserung der 

Beschäftigungsmöglichkeiten und Erwerbschancen von Frauen, 

Arbeitslosen, Älteren sowie Migrantinnen und Migranten. 

Stabile Arbeitsverhältnisse und gute Arbeitsbedingungen sind 

ein Schlüssel zur Fachkräftesicherung und spielen eine zentrale 

Rolle für die langfristige Bindung vorhandener Fachkräfte sowie 

für die Nachwuchsgewinnung. Schwierige Arbeitsbedingungen 

laufen hingegen diesem Ziel zuwider. 

Die Fachkräfteinitiative Niedersachsen setzt sich zum Ziel, gemein- 

sam gute Arbeitsbedingungen und Ordnung des Arbeitsmark-

tes zu fördern sowie die hohe Bedeutung von Tarifbindung und 

Sozialpartnerschaft in Niedersachsen zu betonen. 

Alle Partner sind sich zudem einig, dass langfristig der ent-

scheidende Weg zur Sicherung der Fachkräftebasis eine quali-

tativ hochwertige Bildung und Ausbildung von Kindern und 

Jugendlichen ist. 

Vereinbarung der Partner

Vereinbarung der Partner | 7



Niedersächsische IHK-Arbeitsgemeinschaft  
Hannover-Braunschweig

Landwirtschaftskammer Niedersachsen

Arbeitsgemeinschaft MigrantInnen  
und Flüchtlinge in Niedersachsen e. V.

IG Metall 
Bezirk Niedersachsen und Sachsen-Anhalt

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen  
Spitzenverbände Niedersachsens

Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen  
der Bundesagentur für Arbeit

Niedersächsischer 
Industrie- und Handelskammertag

Landesvertretung der Handwerkskammern  
Niedersachsen

Niedersächsische Ministerin für Wissenschaft und Kultur

LAG der Freien Wohlfahrtspflege  
in Niedersachsen e. V.

Bauindustrieverband  
Niedersachsen-Bremen

Landesfrauenrat Niedersachsen e. V.

IG BCE-Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie,  
Energie Landesbezirk Nord

ChemieNord – Arbeitgeberverband  
für die Chemische Industrie in Norddeutschland e. V.

die Zahl von Ausbildungsabsolventinnen und -absolventen zu 

erhöhen, die (Vollzeit-)Beschäftigungsquote in der Pflege zu 

steigern und die Verbleibdauer im Pflegeberuf zu verlängern,

•	� regionale Fachkräftenetzwerke in Niedersachsen mit dem 

Ziel zu unterstützen, den von der Fachkräfteinitiative Nieder- 

sachsen erarbeiteten Handlungsrahmen zur Fachkräftesiche-

rung auf Grundlage der gemeinsam beschlossenen Zielset-

zungen der Partner vor Ort umzusetzen. Die Partner setzen 

sich das Ziel, regionale Fachkräfteinitiativen in Niedersachsen 

möglichst flächendeckend zu fördern, ohne Doppelstrukturen 

	 aufzubauen. Lücken in der bestehenden „Landschaft“ 

	 regionaler Fachkräfteinitiativen sollen geschlossen werden.

Die in dieser Vereinbarung gemeinsam beschlossenen Ziel-

setzungen sowie der konstruktive Austausch über konkrete 

Lösungsansätze und Maßnahmen bilden die Grundlage, auf 

der die Partner ansetzen. In ihrem jeweiligen Verantwortungs-

bereich arbeiten sie mit großem Engagement an der Sicherung 

der Fachkräftebasis für die niedersächsische Wirtschaft und 

damit der Zukunft des Landes.

Hannover, den 08. Juli 2014

einem Berufsabschluss führt. Um die Eingliederungschancen 

	 in nachhaltige und auskömmliche Beschäftigung zu verbes-

	 sern, sollen für diese Zielgruppe anerkannte Berufsabschlüsse

 	 angestrebt werden, 

•	� sich für eine stärkere MINT-Orientierung entlang der gesam- 

ten Bildungskette auszusprechen. Es sollen mehr Menschen 

für eine Ausbildung oder ein Studium im MINT-Bereich 

gewonnen werden, die Erfolgsquoten in Ausbildungs- und 

Studiengängen weiter gesteigert und die Abbruchquoten 

gesenkt werden. Der Anteil von Frauen in allen MINT-Berufs-

feldern muss insgesamt und auch auf allen Hierarchieebenen 

erhöht werden. Der Zugang für Berufsrückkehrerinnen in 

MINT-Berufe soll erleichtert werden. Außerdem möchten die 

Partner Abwanderungstendenzen von jungen und qualifi-

zierten Menschen reduzieren und insbesondere den MINT-

Nachwuchs für den Verbleib in Niedersachsen gewinnen,

•	� alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die drohende 

massive Versorgungslücke in der Pflege zu schließen und dem 

Fachkräftemangel in dieser Branche zu begegnen. Ein maß

gebliches Ziel muss es daher sein, die Attraktivität der Pflege

ausbildung und des Berufsbildes insgesamt zu steigern, um 

Deutscher Gewerkschaftsbund  
Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Unternehmerverbände Handwerk Niedersachsen e. V.

Unternehmerverbände Niedersachsen e. V.

Niedersächsischer Minister für Wirtschaft,  
Arbeit und Verkehr

Niedersächsische Kultusministerin

Niedersächsiche Ministerin für Soziales, Gesundheit  
und Gleichstellung

NiedesachsenMeall –  
Verband der Metallindustriellen Niedersachsens e. V.

Niedersächsischer Ministerpräsident
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Ziel:

Zur qualitativen und quantitativen Erhöhung der Erwerbsbe-

teiligung von Frauen setzen sich die Partnerinnen und Partner 

in gemeinsamer Verantwortung dafür ein, dass Frauen wie 

Männer im Sinne einer geschlechtergerechten Arbeitswelt 

unabhängig von ihrem Familienstand und ihrer Herkunft am 

Erwerbsleben mit gleichen Chancen teilnehmen können und 

Erziehungs- und Pflegeleistungen eine höhere gesellschaftliche 

Wertschätzung zuteil wird.

Diese Ziele sind in verschiedenen Handlungsfeldern der Fach-

kräfteinitiative zu verfolgen.

Maßnahmen:

Die Ziele können am besten erreicht werden, wenn das Thema 

Frauenerwerbstätigkeit zum Gegenstand eines regelmäßigen 

Austausches der Partnerinnen und Partner über mögliche, aber 

Auf der Grundlage des Handlungsrahmens werden die Partner 

gemeinsam ansetzen und an der Sicherung der Fachkräftebasis 

für die niedersächsische Wirtschaft und damit an der Zukunft 

des Landes arbeiten.

Verbesserung der Erwerbsbeteiligung 
von Frauen

Der langfristige Trend der Zunahme der Erwerbsbeteiligung 

von Frauen hat sich in Niedersachsen fortgesetzt. Die Erwerbs-

quote von Frauen lag in 2012 bei 70,4 %, bleibt aber weiter 

deutlich hinter der der Männer mit 81,4 % zurück. Seit Jahren 

liegt der Unterschied zwischen den Erwerbsquoten von Frauen 

und Männern konstant bei mindestens 10 %-Punkten 1. Der 

kontinuierliche Anstieg der Frauenerwerbstätigkeit korrespon-

diert zudem nicht mit einem Anstieg ihres Arbeitsvolumens, 

das in 2010 bei 42,9 % lag. Erheblich mehr Frauen als Männer 

arbeiten in Teilzeit und in Minijobs. Die Teilzeitbeschäftigungs-

quote von Frauen in Niedersachsen lag 2011 bei 39,8 % 2. Zwar 

entspricht es häufig dem Wunsch vieler Frauen, in Teilzeit zu 

arbeiten, allerdings ist die Rückkehr in Vollzeit häufig schwierig. 

Viele vollzeitbeschäftigte Eltern wünschen sich flexible Mög-

lichkeiten, ihre Arbeitszeit moderat zu verkürzen, um Beruf 

und Familie besser miteinander vereinbaren zu können. Bisher 

fehlt jedoch noch in zu vielen Betrieben eine entsprechende 

Arbeitszeitkultur. Eine gleichberechtigte Teilhabe für Frauen 

am Arbeitsmarkt ist unverzichtbar, um den zu erwartenden 

Fachkräftemangel abzufedern. Nach Berechnungen für Nieder-

sachsen ließen sich 25 % der zu erwartenden demografischen 

Lücke bereits durch eine Halbierung der Kluft zwischen der 

Erwerbsbeteiligung von Frauen und Männern schließen 3.

Bessere Bedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf werden als ein wesentlicher Schlüssel für eine größere 

Erwerbsbeteiligung von Frauen gesehen. Daneben ist nach 

allen Erkenntnissen die Beseitigung struktureller Benachteili- 

gungen von Frauen am Arbeitsmarkt von großer Bedeutung. 

Dazu gehören zum Beispiel Entgeltungleichheiten und die 

schlechtere Bewertung von frauendominierten Berufen genauso 

wie die unterdurchschnittliche Repräsentanz von Frauen in 

Führungspositionen in nahezu allen Wirtschaftsbereichen.

1	� Frauen und Männer am Arbeitsmarkt, Arbeitsmarktberichterstattung BA,  
Juni 2012; Statistische Ämter des Bundes und der Länder.

2	� Atlas zur Gleichstellung von Frauen und Männern in Niedersachsen,  
April 2013.

3	 LSKN Nov. 2010.

Die demografische Entwicklung führt zu großen Herausforde-

rungen für unsere Gesellschaft. Eine davon ist die Sicherung 

der Fachkräfteversorgung der niedersächsischen Unternehmen. 

Mit dem demografischen Wandel wird perspektivisch das 

Erwerbspersonenpotenzial sinken, zugleich wird die Nachfrage 

nach qualifizierten Fachkräften weiter steigen. Schon heute 

fehlen in einzelnen Berufen, Branchen und Regionen Nieder-

sachsens gut ausgebildete Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer. Ohne gezielte Gegenmaßnahmen sind künftig weitere 

Engpässe absehbar.

Die Sicherung der Fachkräftebasis ist ein wesentlicher Faktor, 

um die Innovations-, Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der 

niedersächsischen Wirtschaft zu erhalten und den Wohlstand 

zu sichern. Für die Niedersächsische Landesregierung hat das 

Thema daher höchste Priorität. Aus diesem Grund hat die Lan-

desregierung gemeinsam mit den niedersächsischen Arbeits-

marktpartnern eine Fachkräfteinitiative für Niedersachsen 

erarbeitet. Durch die Zusammenführung der arbeitsmarktpoli-

tischen Kompetenz aller relevanten gesellschaftlichen Gruppen 

werden Handlungsansätze in verschiedenen Praxisfeldern auf-

gezeigt, die stetig fortgeschrieben werden sollen.

Handlungsrahmen

Der vorliegende Handlungsrahmen zur Fachkräftesicherung 

macht deutlich, dass gute Bildung von Anfang an über die 

gesamte Bildungskette ein zentrales Element der Fachkräfte-

sicherung darstellt. Zudem sind stabile Arbeitsverhältnisse und 

gute Arbeitsbedingungen ein Schlüssel zur Fachkräftesicherung 

und spielen eine zentrale Rolle für die langfristige Bindung 

vorhandener Fachkräfte sowie für die Nachwuchsgewinnung. 

Außerdem zeigt der Handlungsrahmen Lösungsansätze auf, 

wie die verschiedene Fachkräftepotenziale von Frauen, Älteren, 

Langzeitarbeitslosen und Menschen mit Beeinträchtigungen 

besser ausgeschöpft werden können. Eine bessere Vereinbar-

keit von Familie und Beruf sowie eine demografiebewusste 

Personalpolitik mit einem betrieblichen Gesundheitsmanagement 

spielen dabei eine wichtige Rolle. Zusätzlich werden die Chancen 

einer Zuwanderung von ausländischen Fachkräften und einer 

besseren Erwerbsintegration von Menschen mit Migrationshin-

tergrund herausgearbeitet. Betont wird zudem die besondere 

Bedeutung von Maßnahmen für eine stärkere MINT-Orientie-

rung für die Fachkräftesicherung der Wirtschaft in Niedersach-

sen. Abgerundet wird der Handlungsrahmen mit einem Ansatz 

zur Unterstützung regionaler Fachkräfteinitiativen, die die von 

den Partnern erarbeiteten Handlungsansätze zur Fachkräfte-

sicherung auf die regionale Ebene transportieren sollen.
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•	� Unternehmen und ältere Menschen über staatliche 

Unterstützungsmöglichkeiten für die Beschäftigung  

älterer Beschäftigter informieren

•	� Unternehmen und Beschäftigte zum Thema Weiterbildung 

und Qualifizierung informieren und beraten:

	 –	� Speziell älteren Beschäftigten verstärkt Möglichkeiten 

zur betrieblichen und beruflichen Weiterbildung 

anbieten sowie Anreize hierfür schaffen

	 –	� Unternehmen über staatliche Fördermöglichkeiten  

für die Weiterbildung älterer Beschäftigter informieren

	 –	� Personalentwicklungsberatung für Unternehmen 

anbieten 

zen, weil der Eintritt in den Ruhestand – auch aufgrund des 

Auslaufens von Frühverrentungsprogrammen – immer später 

erfolgt und die geburtsstarken Jahrgänge in den kommen-

den Jahren in die Altersgruppe der 55- bis unter 65-jährigen 

hineinwachsen werden. Zugleich erfordert der zu erwartende 

Fachkräftemangel, dass Unternehmen künftig noch verstärkt 

auf das Fachkräftepotenzial älterer Beschäftigter zurückgrei-

fen. Diese Trends stellen die Unternehmen vor neue Heraus-

forderungen. Vor diesem Hintergrund gewinnen betriebliche 

Maßnahmen zur Förderung der Gesundheit sowie betriebliche 

Fort- und Weiterbildungsangebote zunehmend an Bedeutung. 

Ziel:

Die Partner setzen sich zum Ziel, bei den Unternehmen in 

Niedersachsen ein stärkeres Bewusstsein für die Notwendigkeit 

einer demografiebewussten Personalpolitik zu schaffen, die 

insbesondere Maßnahmen zum betrieblichen Gesundheits-

management und langfristige Personalentwicklungsstrategien 

beinhaltet, um das Fachkräftepotenzial älterer Beschäftigter 

stärker auszuschöpfen, mit dem durchschnittlich höheren 

Belegschaftsalter umzugehen und die Arbeits- und Beschäf-

tigungsfähigkeit sowie die Produktivität der gesamten Beleg-

schaften dauerhaft zu erhalten. 

Maßnahmen:

•	� Unternehmen zum Thema betriebliches Gesundheitsma-

nagement informieren und beraten:

	 –	� Vorsorgende Gesundheitskultur, Analyse und Redu-

zierung physischer und psychischer Belastungen am 

Arbeitsplatz oder aufgrund der Arbeitsroutine, betriebs

ärztliche Untersuchungen, physiotherapeutische Ange-

bote, Sport- und Fitnessangebote

	 –	� Maßnahmen zur alters- und alternsgerechten 

Gestaltung des Arbeitsplatzes, des Arbeitsprozesses und 

der Arbeitsorganisation

	 –	� Weiterentwicklung der betrieblichen Arbeitszeitmodelle, 

insbesondere flexible Arbeitszeitmodelle  

mit geringerem Arbeitspensum für ältere Beschäftigte, 

Work-Life-Balance zum Bestandteil der Unternehmens

kultur machen 

	 –	� Verbesserung des betrieblichen Eingliederungs

managements

	 –	� Möglichkeiten zur Vernetzung der betrieblichen Ge-

sundheitsprävention aufzeigen; Vorschläge zum Aufbau 

und zur Teilnahme an einem überbetrieblichen Gesund-

heitsmanagement

	 –	� Förderung der Gesundheitskompetenz der Mitarbei

terinnen und Mitarbeiter durch zielgerichtete Angebote 

der Wissensvermittlung

auch notwendige Maßnahmen wird. Maßnahmen könnten in 

diesem Zusammenhang sein:

•	� Unterstützung von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bei 

der Entwicklung und Umsetzung von Strategien für eine 

familienbewusste Personalpolitik, z. B. 

	 –	�� Beförderung von Zertifikaten zur Familienfreundlichkeit, 

wie z. B. von der gemeinnützigen Hertie-Stiftung oder 

der Bertelsmann-Stiftung

	 –	� Pflege von Angehörigen: Unterstützungsmöglichkeiten 

für Betriebe und ihre Beschäftigten aufzeigen und anbie-

ten

	 –	� Vernetzung der bestehenden lokalen und regionalen 

Bündnisse für Beruf und Familie vertiefen

	 –	 Einführung von familienfreundlichen Arbeitszeiten

•	� Unterstützung der Unternehmen durch die Angebote der 

derzeit 23 Koordinierungsstellen „Frauen und Wirtschaft“ 

in Niedersachsen und gezielte Förderung und Unterstützung 

der Berufsrückkehrerinnen beim Wiedereinstieg

•	� Themenspezifische Öffentlichkeitsarbeit der Partnerinnen 

und Partner (z. B. Veranstaltungen/Broschüren/Internet)

•	� Fortbildungsangebote für Personalverantwortliche anregen, 

entwickeln und durchführen

•	 Themenspezifische runde Tische in den Organisationen

•	� Sensibilisieren für die Einführung unternehmensspezifischer 

Mentoringprogramme oder anderer Angebote zum Aufstieg 

von Frauen

•	� Weiterer Ausbau kommunaler und (über) betrieblicher /  

betrieblich unterstützter Kinderbetreuung

•	 Ausweitung der Ganztagsschulbetreuung

Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit  
der Belegschaften erhalten und verbessern 
und eine stärkere Einbindung von älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
erreichen

Aufgrund des erwarteten Mangels an qualifiziertem Fach-

kräftenachwuchs wird es für viele niedersächsische Unterneh-

men immer wichtiger werden, die vorhandenen Fachkräfte 

langfristig zu binden und die Arbeits- und Beschäftigungs-

fähigkeit der Belegschaften dauerhaft zu erhalten. Außer-

dem müssen Unternehmen die erforderlichen betrieblichen 

Rahmenbedingungen schaffen, um mit dem kontinuierlich 

steigenden Belegschaftsalter in Niedersachsen umzugehen. 

Schon in den letzten Jahren hat die Zahl älterer Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer erheblich zugenommen. Mit der 

demografischen Entwicklung wird sich dieser Trend fortset-
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Migrationshintergrund sind überdurchschnittlich oft nicht 

erwerbstätig oder unter ihrem Qualifikationsniveau beschäftigt. 

Diese Fakten belegen den besonderen Handlungsbedarf, die 

Menschen mit Migrationshintergrund in die Bildungssysteme 

und den Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Zur Deckung des künftigen Fachkräftebedarfs wird es ergän-

zend darauf ankommen, weitere qualifizierte Arbeitskräfte aus 

dem EU-Ausland sowie aus Drittstaaten für den niedersächsi-

schen Arbeitsmarkt zu gewinnen. Innerhalb der Europäischen 

Union garantiert bereits die Personen- und Arbeitnehmer

freizügigkeit, dass Unionsbürgerinnen und -bürger in Deutsch-

land wohnen und eine Beschäftigung aufnehmen dürfen. In 

den vergangenen zwei Jahren wurde der rechtliche Rahmen 

auch zu Gunsten einer Zuwanderung von Fachkräften aus 

Drittstaaten erweitert: für akademische Fachkräfte mit der 

Einführung der „Blauen Karte EU“ und für Fachkräfte in Aus-

bildungsberufen, in denen ein Fachkräftemangel festgestellt 

wurde. Die Beschäftigungschancen für ausländische Studie-

rende mit einem deutschen Hochschulabschluss wurden ver-

bessert. Nach einer OECD-Studie ist Deutschland im Vergleich 

der OECD-Länder eines der offensten Einwanderungsländer für 

höher Qualifizierte. Trotzdem belegt es bei den Zuwanderungs-

raten einen der letzten Plätze innerhalb der OECD 5.

Voraussetzung dafür, dass interessierte ausländische Fachkräfte 

mit ihren Familien gern nach Niedersachsen kommen und 

hier bleiben, ist, dass sich Arbeitsstelle und Lebensumfeld als 

attraktiv und lohnenswert für sie darstellen und sie für sich 

und ihre Familien den Eindruck gewinnen, in Deutschland 

willkommen zu sein. Auch für eine gelingende gesellschaft-

liche und berufliche Teilhabe hier lebender Menschen mit 

5	� http://www.demografieportal.de/SharedDocs/Informieren/ 
DE/Studien/OECD_Zuwanderung _Arbeitskraefte.html.

•	� Unternehmen dafür gewinnen, mehr Langzeitarbeitslosen 

eine Beschäftigungschance zu geben

•	� Vermeidung von erneuter Arbeitslosigkeit durch 

stabilisierende Nachbetreuung

•	 Modulare Qualifizierung für Langzeitarbeitslose

•	� Angebot von Maßnahmen zur Vorbereitung auf die 

Externenprüfung

•	� Rahmenbedingungen schaffen, damit Berufsabschlüsse 

über einen längeren als den üblichen 24- oder  

36-Monatszeitraum erworben werden können

•	� Angebot von Qualifizierungsmaßnahmen, die das familiäre/

soziale Umfeld der Arbeitslosen berücksichtigen

•	� Entwicklung von Programmen zum Wiedererlangen,  

Erhalt und zur Förderung der Gesundheit

•	� Eltern bereits während der Erziehungszeit berufliche 

Anschlussperspektiven eröffnen und mit ihnen erörtern

•	� Regionsübergreifender Austausch über „Best Practice“-

Maßnahmen zur Integration Langzeitarbeitsloser

•	� Frühzeitige Arbeitgeberkontakte bei Aktivierung, 

Stabilisierung und Qualifizierung herstellen

•	� Personenbezogene Dokumentation der erworbenen 

Fähigkeiten und Qualifikationen („Berufs-Pass“) 

Teilhabe von Menschen mit 
Migrationshintergrund am Arbeitsmarkt 
weiter verbessern und die Zuwanderung  
von qualifizierten Fachkräften unterstützen

Niedersachsen ist ein Land mit Zuwanderungsgeschichte. 

17,8 % der niedersächsischen Bevölkerung haben einen Migra-

tionshintergrund. Von den Kindern unter drei Jahren hat inzwi-

schen jedes dritte einen Migrationshintergrund 4. Niedersachsen 

profitiert von der Vielfalt und den Potenzialen der hier lebenden 

Menschen. Migrantinnen und Migranten verfügen über erheb-

liche Potenziale. Sie beteiligen sich beispielsweise besonders 

aktiv am Gründungsgeschehen und schaffen damit Arbeits- und 

Ausbildungsplätze. Sie haben häufig Qualifikationen im Ausland 

erworben. Statistische Daten belegen allerdings, dass sie bisher 

ihre Potenziale noch nicht in vollem Umfang ausschöpfen konn-

ten: Von den Arbeitslosen in Niedersachsen hat rund ein Drittel 

einen Migrationshintergrund; rund zwei Drittel der Arbeitslosen 

mit Migrationshintergrund haben keinen formalen Berufsab-

schluss. Unter den arbeitslosen Akademikern in Niedersachsen 

hat rund ein Drittel einen Migrationshintergrund. Frauen mit 

4	 Statistische Monatshefte Niedersachsen 11/2012, S. 631.

•	� Berufswechsel für ältere Arbeitnehmer erleichtern:  

Einige Arbeitsplätze sind aufgrund ihrer physischen und/

oder psychischen Belastungsstruktur nur für eine begrenzte 

Tätigkeitsdauer geeignet. Daher wäre es zielführend, in 

solchen Berufen frühzeitig Berufswechsel vorzubereiten und 

– soweit möglich – erworbene Qualifikationen anzurechnen

•	� Nachhaltige Unterstützung der Demografieagentur für die 

niedersächsische Wirtschaft

Förderung der Qualifizierung  
und Integration von arbeitslosen Menschen

Die Beschäftigungsentwicklung in den letzten Jahren hat in 

Niedersachsen zu einer deutlichen Verbesserung der Arbeits-

marktlage beigetragen. Gleichwohl sind in Niedersachsen auch 

aktuell noch sehr viele Menschen arbeitslos und viele Regionen 

vom Zustand der Vollbeschäftigung noch weit entfernt.

Vor diesem Hintergrund eröffnet die demografische Entwick-

lung zusätzliche Chancen zur Integration Arbeitsloser und 

gleichzeitig ist die Qualifizierung arbeitsloser Menschen ein 

Beitrag zur Deckung des Fachkräftebedarfs.

Das gilt auch für Langzeitarbeitslose, die von den positiven 

Entwicklungen am Arbeitsmarkt in den vergangenen Jahren 

nicht im gleichen Maße profitieren konnten. Zwar ist mit 

dem Abbau der Arbeitslosigkeit insgesamt auch die Zahl der 

Langzeitarbeitslosen im Vergleich zum Jahr 2008 deutlich 

zurückgegangen. Ihr Anteil an den Arbeitslosen beträgt aber 

immer noch mehr als ein Drittel. Auch hier liegt ein unge-

nutztes Fachkräftepotenzial. Allerdings bedarf die Integration 

langzeitarbeitsloser Menschen in den Arbeitsmarkt häufig ganz 

besonderer Anstrengungen.

Ziel:

Die Partner setzen sich zum Ziel, die Integration von arbeits-

losen Personen in den Arbeitsmarkt durch Maßnahmen 

zur Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit und durch 

Qualifizierung zu fördern. Hierzu sollen gemeinsam die 

regionalen Bedarfe ermittelt und Umsetzungsstrategien 

erarbeitet werden. Insbesondere sollen betriebsnahe Quali-

fizierungen gefördert werden. Der Fokus soll insbesondere 

auf arbeitsmarktferne Personen gerichtet sein, die besondere 

Probleme beim Arbeitsmarktzugang aufweisen.

Maßnahmen:

•	� Aktivierung arbeitsmarktferner Personengruppen zur  

Vorbereitung auf eine Qualifizierung

•	� Entwicklung entsprechender Qualifizierungsmaßnahmen 

für Langzeitarbeitslose, insbesondere auch individueller 

Angebote
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•	� Aufbau einer Internetseite „Arbeiten und Leben in 

Niedersachsen“ für interessierte internationale Fachkräfte; 

Vernetzung bereits bestehender Internetangebote

•	� Intensivierung der Zusammenarbeit von Hochschulen 

und Unternehmen, um ausländische Absolventen nieder

sächsischer Hochschulen künftig stärker als bisher zum 

Verbleib und zur Arbeitsaufnahme in Niedersachsen zu 

gewinnen

 

Bessere Einbindung von Menschen  
mit Behinderung und Beeinträchtigung  
in das Berufsleben

Bei der Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeits

leben sind die Unterstützungsbedarfe von erwerbsfähigen 

Menschen mit einer Behinderung (Grad der Behinderung 

unter 50) oder einer Schwerbehinderung (Grad der Behin-

derung von 50 und höher) zu differenzieren von den Unter-

stützungsbedarfen der nicht vollerwerbsfähigen Menschen 

mit einer wesentlichen Behinderung (z. B. einer geistigen 

Behinderung). 

Schwerbehinderte Menschen sind von Arbeitslosigkeit in 

einem deutlichen höheren Maß als nicht behinderte Menschen 

betroffen. Menschen mit einer wesentlichen, insbesondere 

geistigen Behinderung werden zu einem großen Teil in Werk-

stätten für Menschen mit Behinderung (WfbM) ausgebildet 

und beschäftigt und erhalten nur vereinzelt Zugang zum 

allgemeinen Arbeitsmarkt. In beiden Gruppen bleiben wesent-

liche Potenziale von Menschen mit Behinderung ungenutzt.

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen ist am 26. März 2009 in 

Deutschland in Kraft getreten. Es handelt sich bei dem Über-

einkommen um einen völkerrechtlichen Vertrag, der die Adres-

saten auffordert, den vollen und gleichberechtigten Genuss aller 

Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen mit 

Behinderungen zu fördern, zu schützen und zu gewährleisten. 

Ziel:

Die Partner setzen sich das Ziel, alle erforderlichen Maßnah-

men zu ergreifen, um Menschen mit Behinderung vorrangig 

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszubilden und zu 

beschäftigen.

Maßnahmen:

Die Beschäftigungsquote von schwerbehinderten Menschen 

muss deutlich verbessert werden, der Übergang von der 

Migrationshintergrund ist die Verankerung einer Willkommens- 

und Anerkennungskultur in der öffentlichen Verwaltung, der 

Arbeitswelt und der gesamten Gesellschaft eine wesentliche 

Voraussetzung.

Ziel:

Die Partner setzen sich aktiv für die Verankerung einer 

Willkommens- und Anerkennungskultur ein, um die Teilhabe 

von Menschen mit Migrationshintergrund am niedersäch-

sischen Arbeitsmarkt weiter zu verbessern, ihr Fachkräfte

potenzial stärker zu nutzen und die Zuwanderung qualifizierter 

Fachkräfte zu fördern.

Maßnahmen: 

•	� Umsetzung der Gesetze zur Anerkennung ausländischer 

Berufsabschlüsse verbessern 

	 –	� Qualifizierte Anerkennungsberatung fortführen  

und weiterentwickeln

	 –	� Anpassungs-/Nachqualifizierungsangebote unterstützen 

und ausbauen; mehr Hilfestellung für Menschen mit 

Migrationshintergrund, deren Berufsanerkennungs

antrag abgelehnt wurde, z. B. durch Weiterentwicklung 

der Beratungsstrukturen zu einer stärker begleitenden 

Beratung während und nach eines nicht vollständig 

erfolgreichen Anerkennungsverfahrens

	 –	� Es ist zu prüfen, inwieweit neben dem geplanten ESF-

Förderprogramm des Bundes zusätzliche niedersächsi-

sche Ansätze angezeigt sind. Der Blick ist dabei sowohl 

auf die reglementierten als auch auf die nicht-regle-

mentierten Berufe zu richten

	 –	 Arbeit der Anerkennungsstellen intensivieren

•	� Gezielte Nutzung aller arbeitsmarktlichen Förderprogramme 

für Menschen mit Migrationshintergrund; individuelle Kom-

petenzen sowie Förderbedarf ermitteln, um eine Integration 

in den Arbeitsmarkt zu erreichen

•	� Ausbau gezielter Maßnahmen zur sprachlichen 

Qualifizierung: 

	 –	� Verstärkte Nutzung des ESF-BAMF-Programms zur 

berufsbezogenen Sprachförderung, insbesondere für 

ausländische Ärztinnen und Ärzte in Kliniken sowie  

für andere Branchen, die ein hohes Interesse bei 

zuwandernden Fachkräften erfahren

	 –	� Sprachförderangebote für Kinder mit Migrations

hintergrund in der frühkindlichen Bildung und im 

schulischen Bereich fördern

•	� Einstieg und Wiedereinstieg in die Berufstätigkeit: 

	 –	� Übergang Schule / Beruf für Menschen mit Migrations

hintergrund verbessern durch Information über Berufs

bilder, die jeweiligen Anforderungen und Zugangswege; 

Eltern von Menschen mit Migrationshintergrund über 

das System der dualen Ausbildung informieren

	 –	� Abbau von Benachteiligungen beim Berufseinstieg für 

Personen mit Migrationshintergrund 

•	� Verankerung von interkultureller Elternarbeit im frühen 

Bildungsgeschehen

•	� Förderung der Verankerung einer Anerkennungs- und 

Willkommenskultur sowie Serviceorientierung bei den kom-

munalen Ausländerbehörden

•	� Interkulturelle Öffnung der Landesverwaltung und der Ein-

richtungen der Partner

•	� Frühzeitige Identifizierung von Entwicklungspotenzialen 

bei Flüchtlingen in der Landesaufnahmebehörde 

Niedersachsen

•	� Unterstützung von Initiativen der niedersächsischen 

Wirtschaft zur Anwerbung ausländischer Fachkräfte unter 

Einbeziehung der Zentralen Auslands- und Fachvermittlung 

(ZAV) der Bundesagentur für Arbeit

•	� Abgestimmte Informationsangebote/-veranstaltungen über 

Voraussetzungen zur Anwerbung/Gewinnung ausländischer 

Fachkräfte, insbesondere für KMU
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Beschäftigung insbesondere bei jungen Menschen zurückzu-

drängen. Stabile Arbeitsverhältnisse, Tarifverträge, Gute Arbeit 

und betriebliche Interessenvertretung bilden dabei die grund

legenden Attraktivitätsfaktoren.

Arbeitgeber und Niedersächsische Industrie- und Handels-

kammern wertschätzen Sozialpartnerschaft und Tarifbindung 

ebenfalls. Sie betonen, dass attraktive Arbeitsbedingungen 

auch außerhalb von Sozialpartnerschaft und Tarifbindung 

realisierbar sind. Weiterhin erklären Arbeitgeber und die 

Niedersächsischen Industrie- und Handelskammern, dass 

wünschenswerte Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität 

der Unternehmen nicht zu Lasten der Flexibilität am Arbeits-

markt gehen dürfen.

Maßnahmen:

•	 Attraktive Arbeitsbedingungen fördern

•	 Tarifbindung und Sozialpartnerschaft betonen

•	� Unternehmen hinsichtlich verschiedener ausgewählter 

Attraktivitätsfaktoren sensibilisieren, unterstützen  

und fördern wie z. B.:

	 –	 tariflicher Bezahlung

	 –	 angemessener Bezahlung

	 –	 Vereinbarkeit von Beruf und Familie

	 –	 Angeboten von Karriereprogrammen

	 –	� positiver Unternehmenskultur (Gutes Betriebsklima, 

Führungsstil, Teamarbeit)

	 –	 Frauen in Führungspositionen

	 –	 ausgewogener Work-Life-Balance

	 –	 guter Ausbildungsbedingungen

	 –	 Weiterbildungs- und Qualifizierungsangeboten

	 –	 Nachfolgeregelungen

allem diejenigen Arbeitgeber gewappnet sein, die ihren 

Beschäftigten attraktive Arbeitsbedingungen bieten.

Stabile Arbeitsverhältnisse und gute Arbeitsbedingungen  

sind ein Schlüssel zur Fachkräftesicherung und spielen eine 

zentrale Rolle für die langfristige Bindung vorhandener 

Fachkräfte sowie für die Nachwuchsgewinnung. Die ange- 

messene Vergütung ist dabei ein wichtiger, aber nicht der 

einzige Gesichtspunkt für die Beurteilung der Arbeit- 

geberattraktivität.

Für Arbeitnehmer rücken zunehmend die Vereinbarkeit von 

Beruf und Familie und eine ausgewogene Work-Life-Balance 

in den Fokus. Studien zeigen, dass Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer besonderen Wert auf weitere Faktoren wie ein 

unbefristetes Arbeitsverhältnis, Mitgestaltungsmöglichkei-

ten sowie gute berufliche Entwicklungsmöglichkeiten und 

Arbeitsplatzsicherheit legen. Weitere Attraktivitätsfaktoren 

können z. B. gute Ausbildungskonditionen, Weiterbildungs- 

und Qualifizierungsangebote, individuelle Karriereprogramme, 

Unternehmenskultur und Führungsstil oder Angebote zur 

betrieblichen Altersvorsorge sein. Tarifbindung und Sozialpart-

nerschaft bilden dafür eine wichtige Basis.

Ziel:

Die Partner möchten niedersächsische Unternehmen dabei 

unterstützen, ihre Attraktivität als Arbeitgeber durch gute 

Arbeitsbedingungen zu steigern.

Die Gewerkschaften empfehlen deshalb, gezielt die Unter

nehmen zu fördern, die tarifgebunden sind oder den ein-

schlägigen Flächentarifvertrag analog anwenden, und prekäre 

Schule in den Beruf muss intensiver begleitet und unterstützt 

werden und die Durchlässigkeit von Werkstätten für Menschen 

mit Behinderung (WfBM) und dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

muss erhöht werden. 

Die erfolgreiche Zusammenarbeit mit der Bundesagentur  

für Arbeit in den Arbeitsmarktprogrammen wird fortgesetzt, 

die Zusammenarbeit mit den Kammern und den Arbeitgeber-

verbänden wird intensiviert. 

•	� Fortsetzung der bestehenden Arbeitsmarktprogramme  

und der „Initiative Inklusion“

•	� Anerkennung von Abschlüssen und Zertifikaten der 

Berufsbildungsbereiche der WfbM

•	� Flächendeckender Ausbau der Integrationsfachdienste für 

den Personenkreis Menschen mit Behinderung aus WfbM

•	� Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Kammern  

und Verbänden

•	� Verbesserung der beruflichen Rehabilitation und 

Weiterentwicklung der Inanspruchnahme der Berufs

bildungswerke und der Berufsförderungswerke

•	� Ausbau des inklusiven Ansatzes „Verzahnte Ausbildung  

mit Betrieben“ (VamB)

•	 Stärkung des Grundsatzes „Reha vor Rente“

•	 Schaffung von Arbeitsplätzen als Alternative zur WfBM

•	� Ausbau der Instrumente „Budget für Arbeit“, 

Lohnkostenzuschüsse und Minderleistungsausgleich

•	� Information, Sensibilisierung und Motivierung von 

öffentlichen und privaten Arbeitgebern zu den Themen 

Behinderung, Teilhabe am Arbeitsleben und Inklusion. 

Menschen mit Behinderung sind umfassend über ihre Teil-

habe am Arbeitsleben und Inklusion zu informieren

•	� Aufbau eines flächendeckenden Informations- und 

Beratungsnetzwerkes für Arbeitgeber, Kommunen und 

Betroffene

•	� Entwicklung modularer Qualifizierungsangebote mit 

marktgängiger Qualifizierung unterhalb der Ebene einer 

Vollausbildung

•	� Konsequente Nutzung der theoriereduzierten Berufsaus

bildungen nach § 66 Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. 

§ 42m Handwerksordnung (HwO) als Einstieg zur Teilhabe 

am Arbeitsleben für junge Menschen mit Behinderungen

Steigerung der Attraktivität von 
Arbeitgebern durch gute Arbeitsbedingungen

Der demografisch bedingte Mangel an qualifizierten Fach

kräften wird zu einem Wettbewerb um gute Fachkräfte 

führen. Künftig wird für den Erhalt der Wettbewerbs- 

und Innovationsfähigkeit der Unternehmen zentral sein, 

Fachkräfte zu entwickeln, zu gewinnen und zu halten. 

Für den Wettbewerb um knappe Fachkräfte werden vor 
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Jugendliche, die sich für einen Beruf des dualen Systems 

entscheiden, soll eine sofortige betriebliche Ausbildung 

eindeutig Priorität haben.

	

	� Für junge Menschen ohne Ausbildungsplatz sollen öffentlich 

geförderte außerschulische betriebsnahe Aus-bildungsplätze 

zur Verfügung stehen. Die Ausbildungsmöglichkeiten soll-

ten dem Bedarf des Arbeitsmarktes entsprechen und dürfen 

betriebliche Ausbildungsplätze nicht verdrängen.

 

	� Ein möglichst schneller Wechsel in das reguläre System der 

Berufsausbildung muss auch während einer solchen Ausbil-

dung oberstes Ziel sein. Die Jugendlichen müssen auch in 

dieser Phase intensiv unterstützt werden, um so die Chance 

zu haben, eine Ausbildung regulär abschließen zu können. 

�Im Bündnis gilt es, die besonderen niedersächsischen 

Gegebenheiten hinsichtlich der ökonomischen, sozialen und 

demografischen Strukturen als zweitgrößtes Flächenland in 

Deutschland zu berücksichtigen.

Als Ergebnis soll im Bündnis Duale Berufsausbildung ein 

gemeinsames Konzept aller Akteure in der beruflichen Bildung 

erstellt und verabschiedet werden.

Maßnahmen:

Mögliche Maßnahmen zu folgenden Schwerpunkten sind zu 

erarbeiten:

•	 Stärkung der Berufsorientierung an allen Schulformen

•	� Entwicklung eines Konzeptes für eine koordinierte 

Beratungsstruktur

keinem qualifizierten Berufsabschluss führen. Im Jahr 2013 

mündeten in Niedersachsen ca. 40.000 junge Menschen in 

solche Maßnahmen ein 7. Die Vielzahl der Maßnahmen – mit 

ihren vielfältigen Trägerstrukturen – macht das „Übergangs

system“ äußerst unübersichtlich. Das System ist kostenintensiv 

und z. T. nicht zielführend. Viele Jugendliche bleiben dabei 

letztendlich ohne Berufsausbildung. 

Ziel:

Das Niedersächsische Kultusministerium wird mit dem Bündnis 

Duale Berufsausbildung folgende Ziele verfolgen:

•�	� Stärkung des dualen Systems der Berufsausbildung 

Gemeinsam mit den Akteuren in der beruflichen Bildung 

werden regional sowie sektoral angepasste Lösungen 

gefunden, die die duale Berufsausbildung stärken. Es muss 

gelingen, die vorhandenen Ausbildungsstellen mit den 

Bewerberinnen und Bewerbern besser zusammenzuführen. 

Weiterhin ist zu überlegen, wie und in welcher Form die 

Attraktivität der dualen Berufsausbildung gesteigert werden 

kann. Dazu müssen ihre Vorteile herausgestellt und Maß-

nahmen zur Weiterentwicklung ihrer Qualität erarbeitet 

werden. 

•	� Fokussierung des Übergangssystems  

Bildungsgänge, die reine „Warteschleifen“ darstellen, sind 

weder im Sinne der jungen Menschen noch der ausbilden-

den Wirtschaft. Das Ziel der Integration in Ausbildung muss 

sein, Schulabgängerinnen und Schulabgänger möglichst 

direkt in eine reguläre Berufsausbildung zu bringen. Für 

7	 Schnellmeldung Integrierte Ausbildungsberichterstattung 2013, S. 5.

	 –	 Angeboten betrieblicher Altersvorsorge

	 –	 eines betrieblichen Gesundheitsmanagements

	 –	 interkultureller Kompetenz

•	� Unterstützung bei der Profilierung als attraktiver Arbeit- 

geber und beim Einsatz der Attraktivitätsfaktoren beim 

Personalmarketing, z. B. durch Zertifizierung als familien

freundliches Unternehmen oder Zertifizierung  

als demografiefestes Unternehmen

•	 Personalkompetenzschulungen

Bündnis Duale Berufsausbildung 
 
Stärkung des dualen Systems der Berufsausbildung 

Fokussierung des Übergangssystems

Gut ausgebildete Fachkräfte und qualifizierte Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer sind das Rückgrat zukunftsfähiger 

Unternehmen und eines starken Wirtschaftsstandortes Nieder-

sachsen. Die berufliche Bildung trägt in diesem Sinne zum wirt-

schaftlichen und sozialen Fortschritt bei und liefert eine wich-

tige Grundlage für die Zukunft und den Wohlstand unseres 

Landes. Dies gilt insbesondere für die duale Berufsausbildung.

Gerade der Start ins Berufsleben ist für die Bildungsbiographie 

jedes jungen Menschen von entscheidender Bedeutung. Rd. 

60 Prozent der Jugendlichen erlernen nach dem Schulabschluss 

einen anerkannten Ausbildungsberuf. Bei einem Rückgang der 

niedersächsischen Bevölkerung um 4,8 % bis 2030 wird sich 

der Bevölkerungsanteil der 16- bis 18-jährigen in Niedersach-

sen um mehr als ein Viertel verringern 6. Dadurch reduziert sich 

die Zahl der möglichen Bewerberinnen und Bewerber. 

In Niedersachsen ist die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbil-

dungsverträge in den vergangenen drei Jahren gesunken – dies 

bei nahezu gleichbleibender Bereitschaft der Betriebe, sich an 

der Ausbildung zu beteiligen. Einer Fortsetzung dieses Trends 

muss entgegengewirkt werden.

Gleichzeitig stellt der Übergang von der Schule in die Berufs-

ausbildung für viele Jugendliche nach wie vor ein Problem dar. 

Immer noch befinden sich zu viele junge Menschen in schuli-

schen und außerschulischen Maßnahmen des sogenannten 

„Übergangssystems“. Hierbei handelt es sich um schulische 

Ausbildungsgänge und außerschulische Maßnahmen, die zu 

6	� Deutschland im demographischen Wandel 2030, Wegweiser Kommune, 
Bertelsmann Stiftung 2011.
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len sowie für die beruflichen Fachrichtungen Metall-

technik, Elektrotechnik und Fahrzeugtechnik

	 –	� Förderung von Projekten zur Steigerung des Studien

erfolgs und Senkung der Studienabbruchquoten

	 –	� Untersuchung der bestehenden „MINT-Maßnahmen“ 

an niedersächsischen Hochschulen

	 –	� Durchführung einer Tagung zur Weiterentwicklung des 

MINT-Studienangebots

	 –	� Fortführung der IdeenExpo zur Gewinnung von MINT-

Fachkräftenachwuchs 

	 –	� Fortführung des Hochschulpakts in Abstimmung mit 

dem Bund unter angemessener Berücksichtigung der 

MINT-Fächer

•	� Bedarfsgerechte Weiterentwicklung des Studienangebots 

im Bereich der Gesundheitsfachberufe:

	 –	� Ressortübergreifende Abstimmung, um die in den Be-

rufegesetzen des Bundes über sog. Modellklauseln zur 

Erprobung akademischer Ausbildungswege eröffneten 

Möglichkeiten sinnvoll umzusetzen

	 –	� Fortführung der Arbeitsgruppe „Gesundheitsfachberufe 

an niedersächsischen Hochschulen“ mit Vertretern 

aus den Fachhochschulen, Universitäten und medizini-

schen Fakultäten unter Einbeziehung der Arbeitgeber. 

Zielsetzungen sind u. a.:

		  –	� Bündelung von hochschulischen Kompetenzen durch 

Bildung von Netzwerken

		  –	� Entwicklung von Forschungsschwerpunkten für eine 

angemessene Gesundheitsversorgung

		  –	� Abstimmung von Bedarf und Möglichkeiten des Be-

rufszugangs für akademisch ausgebildete Fachkräfte 

bei der Entwicklung von hochschulischen Angeboten

		  –	� Bildung einer Plattform zum Austausch mit Kosten- 

und Einrichtungsträgern in der Gesundheitsversorgung

fachberufen. Damit wird sichergestellt, dass die Hochschulen 

auch zukünftig und vor dem Hintergrund des demografischen 

Wandels einen erheblichen Beitrag zur Deckung des regio

nalen, aber auch des überregionalen Fachkräftebedarfs  

leisten können.

Maßnahmen:

•	� Weiterer Ausbau der in den vergangenen Jahren etablierten 

Ansätze zur Öffnung von Hochschulen für beruflich qualifi-

zierte Personen (Offene Hochschule Niedersachsen):

	 –	� Fortführung der Arbeit der Servicestelle Offene Hoch-

schule Niedersachsen

	 –	� Förderung von Projekten im Hinblick auf die Öffnung 

		  der niedersächsischen Hochschulen für neue Zielgruppen

	 –	� Förderung von Projekten zur Verbesserung von 

Bildungszugängen und -übergängen

	 –	� Ausbau und Erweiterung von berufsbegleitenden  

und berufsbezogenen (Weiter-) Bildungsangeboten

	 –	� Ausbau der bestehenden niedersächsischen 

Bildungsberatungsstellen und Vernetzung  

aller Beratungseinrichtungen

	 –	� Erhöhung der Durchlässigkeit zwischen dem beruflichen 

und hochschulischen Bildungssystem durch Anrechnung 

von im Beruf erbrachten Leistungen auf ein Hochschul-

studium

	 –	� Enge Zusammenarbeit und Abstimmung der nieder

sächsischen Hochschulen mit den Kammern und Wirt

schaftsverbänden, um Möglichkeiten der „umgekehrten 

Anrechnung“ zu schaffen und Alternativangebote nach 

vorzeitiger Beendigung eines Hochschulstudiums unter 

Anrechnung erbrachter Leistungen unterbreiten zu können

	 –	� Weitere Stärkung der „Willkommenskultur“an Hoch-

schulen

•	� Bedarfsgerechte Weiterentwicklung der bestehenden  

Fachhochschulstandorte und Stärkung ihrer Forschschungs-  

fähigkeit durch Ausarbeitung eines Fachhochschul- 

entwicklungsprogramms

•	� Bedarfsgerechte Weiterentwicklung des Studienangebots 

in Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und 

Technik (MINT):

	 –	� Verstärkte Heranführung junger Frauen an MINT- 

Studiengänge durch Fortführung desa Niedersachsen- 

Technikums

	 –	� Erhöhung von Bildungsteilhabe und Chancengleichheit 

beim sozialen Aufstieg durch das Programm „Wege ins 

Studium öffnen – Studierende der ersten Generation 

gewinnen“

	 –	� Verstärkte Gewinnung von Lehrkräften in MINT-Fächern 

für alle allgemeinbildenden und berufsbildenden Schu-

•	 Einstiegssystem Berufsbildende Schulen

•	� Integration von unversorgten Jugendlichen  

in duale Berufsausbildung

•	 Wohnortnahe Beschulung und Qualitätssicherung

Der Maßnahmenkatalog wird in Fachforen entlang dieser 

Schwerpunkte unter Bezugnahme auf das gemeinsame Posi-

tionspapier der Wirtschafts- und Sozialpartner im Landesaus-

schuss für Berufsausbildung diskutiert und konkretisiert. 

An den Veranstaltungen im Rahmen der Fachforen nehmen  

die relevanten Akteure in der beruflichen Bildung teil.

Für die Umsetzung der Maßnahmen wird zunächst ein 

Modellversuch in verschiedenen Regionen eingerichtet, um 

die ausgewählten Maßnahmen innerhalb von drei Jahren zu 

erproben und auf Übertragbarkeit zu überprüfen. Dabei sind 

Vorerfahrungen der beteiligten Partner zu berücksichtigen.

Fachhochschulen und Universitäten  
stärken und weiter öffnen

Niedersachsen misst der Sicherung des Fachkräftenachwuchses 

vor dem Hintergrund des demografischen Wandels sowie der 

Entwicklung hin zur Wissensgesellschaft hohe Priorität zu und ist 

sich der Bedeutung des Themas für die wirtschaftliche Entwick-

lung des Landes bewusst. Die niedersächsischen Hochschulen 

halten daher schon jetzt ein wvielfältiges und qualitativ hoch-

wertiges Studienangebot vor. Angesichts der Herausforderungen 

und der erheblichen Dynamik in vielen Berufsfeldern – aktuell 

etwa in den Gesundheitsfachberufen – muss dieses Angebot 

fortlaufend weiter entwickelt und an bestehende Qualifizie-

rungsbedarfe angepasst werden. Hier sind bereits viele Schritte 

in die richtige Richtung unternommen worden, z. B. mit der Öff-

nung der Hochschulen für beruflich Qualifizierte, der Förderung 

von Chancengleichheit, Geschlechter und Bildungsgerechtigkeit 

sowie Maßnahmen zur Senkung der Studienabbruchquoten ins-

besondere in den MINT-Studiengängen. Darüber hinaus konnte 

mit Hilfe des „Hochschulpakts 2020“ allen studierwilligen 

jungen Menschen in Niedersachsen ein Studienplatz angeboten 

und die Zahl der Studienanfängerinnen und -anfänger (im ers-

ten Hochschulsemester) zwischen 2008 und 2012 um mehr als 

26 % von 27.989 auf 35.304 gesteigert werden. Dieses Enga-

gement gilt es auf allen Ebenen fortzuführen und zu verstetigen.

Ziel:

Die niedersächsischen Fachhochschulen und Universitäten 

werden gestärkt und für neue Zielgruppen weiter geöffnet.  

Sie halten bedarfsgerecht entsprechend der aktuellen Ent-

wicklung in den Berufsfeldern und unter Ausschöpfung 

aller Bildungspotenziale passgenaue Studienangebote vor, 

insbesondere im MINT-Bereich und bei den Gesundheits
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Aus- oder Weiterbildung zu nehmen, die zu einem Berufsab-

schluss führt. Ziel ist es, den Anteil von jungen Erwachsene 

zwischen 25 und 35 Jahren ohne Berufsabschluss zu reduzie-

ren, die Fachkräfteversorgung der niedersächsischen Wirt-

schaft zu verbessern sowie gleichzeitig den jungen Menschen 

eine dauerhafte Teilhabe am Erwerbsleben zu ermöglichen. 

Um die Eingliederungschancen in nachhaltige und auskömm-

liche Beschäftigung zu verbessern, sollen für diese Zielgruppe 

anerkannte Berufsabschlüsse angestrebt werden. 

Maßnahmen:

•	� Beratung von jungen Menschen hinsichtlich Ausbildungs- 

und Berufsperspektiven

•	� Ausbildungsstellen für junge Erwachsene bei Unternehmen 

werben

•	� Angebot von Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen für 

junge Erwachsene

•	� Angebot von Maßnahmen zur Vorbereitung auf die 

Externenprüfung

•	� Unternehmen über die Möglichkeiten der Teilzeit-Ausbildung 

informieren und Unterstützung bei der Einrichtung von 

entsprechenden Ausbildungsplätzen anbieten

•	� Modulare Qualifizierungen anbieten

•	� Erleichterung des Ausbildungsplatzwechsels

•	� Sozialpädagogische Unterstützung während der 

Berufsausbildung

•	� Eltern bereits während der Erziehungszeit berufliche 

Anschlussperspeaktiven erörtern und eröffnen 

•	� Unterstützung jüngerer Mütter, die eine Ausbildung 

nachholen, bei der Kinderbetreuung

•	� Schaffung von Beratungsangeboten für Unternehmen,  

die junge Erwachsene ausbilden

Jungen Erwachsenen ohne  
Ausbildung Ausbildungs-  
und Berufsperspektiven eröffnen

Personen ohne Berufsabschluss tragen am Arbeitsmarkt nach 

wie vor das größte Arbeitslosigkeitsrisiko sowie das größte 

Risiko zur dauerhaften Abhängigkeit von staatlichen Transfer

leistungen. In Niedersachsen gibt es derzeit rund 30.000 

Arbeitslose und Beschäftigte im Alter zwischen 25 und 35 

Jahren, die keine Berufsausbildung abgeschlossen haben  

und damit als geringqualifiziert gelten. Ein Großteil davon 

befindet sich im Transferleistungsbezug. In manchen Regionen 

Niedersachsens beträgt der Anteil der Geringqualifizierten 

unter den Arbeitslosen in dieser Altersgruppe bis zu 70 %.

Junge Erwachsene ohne berufliche Ausbildung sind daher ver-

stärkt in den Blickpunkt gerückt. Zum einen, weil ihnen noch ein 

Erwerbsleben von 30 bis 40 Jahren bevorsteht und zum anderen, 

weil die Wirtschaft nach Fachkräften sucht. Angesichts des demo- 

grafischen Wandels und des sich bereits in vielen Wirtschafts-

bereichen abzeichnenden Fachkräftemangels zeigt sich gesell-

schaftlich eine große Chance und Notwendigkeit, diese noch 

Ungelernten zu unterstützen, einen beruflichen Abschluss zu 

erwerben. 

Ziel:

Die Partner setzen sich zum Ziel, jungen Erwachsenen ohne 

Berufsausbildung Ausbildungs- und Berufsperspektiven 

aufzuzeigen, um ihnen die möglichst dauerhafte und nach-

haltige Integration in Beschäftigung zu eröffnen und sie vom 

Leistungsbezug unabhängig zu machen. Junge Menschen 

sollen dazu motiviert werden, einen neuen Anlauf für eine 

Ausbau der Weiterbildung  
von Beschäftigten

In Niedersachsen ist die Beschäftigungslage stabil und auf 

einem relativ hohen Niveau. In bestimmten Branchen und 

Regionen Niedersachsens haben die Betriebe, insbesondere im 

Mittelstand, jedoch schon jetzt zunehmend Schwierigkeiten 

geeignete Fachkräfte zu finden.

Ein wichtiger Baustein, um den branchen- und regionalspezifi-

schen Fachkräftebedarf zu decken, ist die kontinuierliche Weiter

bildung von Beschäftigten. Die Beteiligung von Beschäftigten 

an regelmäßiger beruflicher Weiterbildung sichert ihre lang-

fristige Beschäftigungsfähigkeit ab. Ferner werden durch eine 

kontinuierliche Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen die 

Fähigkeiten und Kompetenzen der Beschäftigten gesteigert und 

die wachsenden Anforderungen durch den Strukturwandel an 

den einzelnen Arbeitsplatz bewältigt. In Niedersachsen ist die 

Weiterbildungsbeteiligung von Unternehmen und Beschäftigten 

in den letzten Jahren deutlich angestiegen.

Ziel:

Die Partner setzen sich zum Ziel, Unternehmen und Beschäf-

tigte für die Herausforderungen des demografischen Wandels 

sowie des branchen- und regionalspezifischen Bedarfs nach 

qualifizierten Fachkräften weiter zu sensibilisieren, um die 

Weiterbildungsbeteiligung auf hohem Niveau zu halten bzw. 

weiter auszubauen. Dabei soll die Qualität der Weiterbil-

dungsangebote weiter verbessert und die Weiterbildungsbe-

teiligung von bislang unterrepräsentierten Gruppen gesteigert 

werden.

Maßnahmen:

•	� Sensibilisierung von Unternehmen und Beschäftigten für die 

Notwendigkeit von Weiterbildung 

•	� Einbindung der Demografieagentur für die niedersächsische 

Wirtschaft

•	 Identifikation des Weiterbildungsbedarfs 

•	� Instrumente des Bundes und des Landes zur Förderung 

von Weiterbildungsmaßnahmen wie WeGebAU, Aufstiegs

fortbildungsförderungsgesetz und Bildungsprämie werden 

genutzt. Das Land setzt dazu auch künftig ESF-Mittel ein.

•	� Entwicklung neuer Weiterbildungskonzepte und 

Weiterbildungsberatung/-netzwerke unterstützen

•	 Weiterbildungsmöglichkeiten während der Elternzeit

•	� Berufliche Entwicklungsperspektiven innerhalb einer Bran-

che oder Wertschöpfungskette aufzeigen (z. B. Arbeit im 

Vertrieb als Altersperspektive für Dachdecker)
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Maßnahmen:

•	� Kompetenzentwicklung in MINT-Fächern an den allgemein-

bildenden Schulen stärken

•	� Verstärkte Heranführung junger Frauen an MINT-Studien- 

und Ausbildungsgänge, z. B. durch Fortführung des 

Niedersachsen-Technikums

•	� Frühzeitige Berufs- und Studienorientierung unter Einbindung 

regionaler Akteure fördern, insbesondere Kooperationen 

von Schulen und Unternehmen mit dem Ziel unterstützen, 

Schülerinnen und Schülern einen praxisnahen Einblick in 

MINT-Berufe sowie in dieregionale Unternehmensland-

schaft zu vermitteln

•	� weitere Vernetzung von Hochschulen und Unternehmen zur 

Stärkung der Praxisorientierung im Studium

•	� Fortführung der IdeenExpo zur Gewinnung von MINT-  

Fachkräftenachwuchs

•	� Maßnahmen zur Erhöhung der Erfolgs- und Senkung der 

Abbruchquoten in MINT-Ausbildungen und -Studiengängen

•	� Bedarfsgerechte Weiterentwicklung des MINT-Studien

angebots und Heranführung junger Menschen an 

MINT-Studiengänge – auch über den Zugang der 

beruflichen Qualifikation; Entwicklung von mehr dualen 

Studiengängen

•	� Förderung der Aufstiegsfortbildung im MINT-Bereich

•	� Attraktivität Niedersachsens als Bildungs-, Arbeits 

und Lebensstandort durch Initiativen des Landes, von 

Kommunen oder von Unternehmen oder Verbänden 

verbessern und „bewerben“

•	� Steigerung der Gründerquote von Hochschulabsolventinnen 

und -absolventen (MikroSTARTer, Gründungscoaching),  

Unterstützung von Unternehmensnachfolgen

Fachkräftegewinnung  
in der Pflegebranche fördern

Die Zahl pflegebedürftiger Menschen in Niedersachsen  

beträgt zurzeit ca. 275.000, wird in zehn Jahren 310.000 und 

im Jahre 2050 voraussichtlich 480.000 betragen. Gleichzeitig 

wird ein Rückgang der Personen im erwerbsfähigen Alter um 

13 % bis zum Jahre 2030 zu erwarten sein. Spätestens ab 

2020 werden zudem die familiären Unterstützungspotenziale 

für pflegebedürftige Angehörige zurückgehen. Die Nachfrage 

nach professionellen pflegerischen Angeboten wird daher 

steigen.

Bereits heute bestehen regionale Engpässe bei der (Wieder-)

Besetzung von Stellen für Pflegefachkräfte in den Berei-

chen der Gesundheits-/Krankenpflege und der Altenpflege. 

Aktuelle Untersuchungen wie z. B. der „Themenreport Pflege 

2030“ der Bertelsmann Stiftung prognostizieren für das Jahr 

2030 eine drohende Versorgungslücke von bundesweit rund 

500.000 fehlenden Pflegefachkräften; d. h. für Niedersachsen 

von rund 50.000 Pflegefachkräften.

Der Fachkräftemangel, der bereits heute regional deutlich 

zu spüren ist, hat verschiedene Ursachen. Die finanziellen 

Rahmenbedingungen in der Pflege sind nicht konkurrenzfä-

hig mit anderen Berufsfeldern. Pflege ist ein Beruf mit einer 

hohen persönlichen Verantwortung, wird vergleichsweise 

schlecht vergütet und bietet wenig Aufstiegschancen. Darü-

ber hinaus sind Pflegefachkräfte überproportional in Teilzeit 

tätig und scheiden überproportional früh aus dem Pflegebe-

ruf aus.

quoten in Ausbildung und Studium im MINT-Bereich weiter 

gesteigert werden. Gerade in den technischen und ingenieur-

wissenschaftlichen Fächern ist die Abbrecherquote überdurch

schnittlich hoch. Junge Menschen müssen daher schon in 

der Schule in MINT-Fächern stärker unterstützt und gefördert 

werden, um am Ende ihrer Schullaufbahn über hinreichende 

Kompetenzen zu verfügen, die für die erfolgreiche Bewälti-

gung einer Berufsausbildung oder eines Studiums im  

MINT-Bereich erforderlich sind. 

Ziel:

Die Partner der Fachkräfteinitiative sprechen sich für eine 

stärkere MINT-Orientierung entlang der gesamten Bildungs-

kette aus, von der frühkindlichen, über die schulische, 

berufliche und akademische Bildung bis hin zur beruflichen 

Weiterbildung. Es sollen mehr Menschen für eine Ausbildung 

oder ein Studium im MINT-Bereich gewonnen werden. Die 

Erfolgsquoten in Ausbildungs- und Studiengängen müssen 

weiter gesteigert und die Abbruchquoten gesenkt werden. 

Der Anteil von Frauen in allen MINT-Berufsfeldern muss 

insgesamt und auch auf allen Hierarchieebenen erhöht wer-

den. Der Zugang für Berufsrückkehrerinnen in MINT-Berufe 

soll erleichtert werden. Außerdem möchten die Partner 

Abwanderungstendenzen von jungen und qualifizierten Fach-

kräften reduzieren und insbesondere den MINT-Nachwuchs 

durch die Gestaltung attraktiver Rahmenbedingungen für den 

Verbleib in Niedersachsen gewinnen.

Fachkräftesicherung durch MINT-Förderung 
entlang der gesamten Bildungskette  
und Maßnahmen gegen die Abwanderung 
von jungen und qualifizierten Menschen

Berufe im Kontext der Fächer Mathematik, Informatik, Natur-  

wissenschaften und Technik (MINT) umfassen alle Tätigkeiten, 

für deren erfolgreiche Ausübung ein hoher Anteil an entspre-

chenden fachlichen Kenntnissen erforderlich ist. Für die Fach-

kräftesicherung hat der MINT-Bereich eine herausgehobene 

Bedeutung, weil die Verfügbarkeit von qualifizierten MINT-

Fachkräften für viele Branchen der niedersächsischen Wirtschaft 

ein wesentlicher Faktor für den Erhalt ihrer Innovations-, 

Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit ist.

Künftig sind erhebliche Engpässe bei MINT-Fachkräften zu 

erwarten, da demografiebedingt das Arbeitskräfteangebot 

sinkt, zugleich die Nachfrage nach nichtakademischen und 

akademischen MINT-Fachkräften weiter steigen wird und zu 

viele junge und qualifizierte Menschen aus Niedersachsen in 

andere Bundesländer abwandern. Deshalb müssen gezielt 

Maßnahmen ergriffen werden, damit die niedersächsische 

Wirtschaft auch künftig ihren Bedarf an MINT-Fachkräften 

decken kann. 

In einigen MINT-Berufsgruppen in Niedersachsen zeichnen 

sich aktuell deutliche Fachkräfteengpässe ab. MINT-Berufe 

sind durch einen unterdurchschnittlichen Anteil an weiblichen 

Beschäftigten gekennzeichnet. Außerdem müssen die Erfolgs-
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•	� Kooperationen der (hoch)schulischen und beruflichen 

Ausbildungseinrichtungen und der Wirtschaft zur besseren 

Abstimmung von Ausbildung und Fachkräftebedarf

•	� Standortmarketing und Öffentlichkeitsarbeit, um die 

Sichtbarkeit und Attraktivität der Regionen in Niedersachsen 

für Fachkräfte zu erhöhen

•	� Förderung einer regionalen Willkommens- und 

Anerkennungskultur für zugewanderte Fachkräfte  

und an einer Zuwanderung interessierte Fachkräfte 

•	� Analyse des Arbeitsmarktes und der demografischen, 

wirtschaftlichen sowie der sozialen Entwicklung der Region 

mithilfe von regionalem Fachkräftemonitoring

Auch unabhängig von der Förderung durch das Nieder

sächsische Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 

unterstützen die Partner Maßnahmen regionaler Fachkräfte

initiativen, darunter: 

•	� Organisation von regionalen Fachkräftekonferenzen und 

-veranstaltungen, um gemeinsame Ideen und Projekte zu 

entwickeln und den Erfahrungsaustausch zu befördern

•	� Unterstützung der regional ansässigen Unternehmen bei 

der Suche nach Fachkräften, z. B. durch Jobbörsen, Messen 

und gemeinsame Messeauftritte

•	� Sensibilisierung von Wirtschaft und Politik für die demogra-

fische Entwicklung in den Regionen

Regionale Fachkräfteinitiativen  
unterstützen

Fachkräftesicherung ist jenseits zentraler Konzepte und Ana-

lysen eine Aufgabe, die maßgeblich in den Regionen von den 

dortigen Akteuren und Arbeitsmarktpartnern organisiert wer-

den muss. Die vereinbarten Handlungsfelder müssen vor Ort 

aufgegriffen und umgesetzt werden. Die Regionen im Flächen-

land Niedersachen unterscheiden sich hinsichtlich prägender 

Strukturmerkmale stark voneinander und sind vom demografi-

schen und wirtschaftlichen Wandel unterschiedlich betroffen. 

Nur durch regionale Initiativen zur Fachkräftesicherung kann 

den teilweise erheblichen regionalen Unterschieden insbe-

sondere in Bezug auf die Höhe und Ausprägung von Arbeits-

losigkeit, die Höhe und Entwicklung der Erwerbsbeteiligung, 

das regional verfügbare Fachkräftepotenzial sowie hinsichtlich 

der Bildungsstruktur der Erwerbspersonen Rechnung getra-

gen werden. Zugleich spielt die Fachkräftesicherung trotz 

aller regionalen Unterschiede eine zentrale wirtschafts- und 

arbeitsmarktpolitische Rolle und erfordert Impulse für regio-

nale Aktivitäten, die mit der neuen Regionalpolitik des Landes 

korrespondieren sollen.

Ziel:

Die regionalen Fachkräfteinitiativen dienen dem Zweck, die 

Fachkräfteinitiative Niedersachsen auf die regionale Ebene 

zu transportieren und dort zu verankern. Hierzu sollen in 

den Regionen regionale Fachkräfteinitiativen gegründet oder 

unterstützt werden, um den Handlungsrahmen der Fach

kräfteinitiative auf Grundlage der gemeinsam beschlossenen 

Zielsetzungen der Partner vor Ort umzusetzen. Die Partner 

setzen sich das Ziel, regionale Fachkräfteinitiativen Nieder- 

sachsen möglichst flächendeckend zu fördern, ohne Doppel-

strukturen aufzubauen. Lücken in der bestehenden „Landschaft“ 

regionaler Fachkräfteinitiativen sollen geschlossen werden.

Maßnahmen:

Das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Verkehr wird in der ESF-Förderperiode 2014–2020 zur Umset-

zung des oben genannten Ziels regionale Fachkräfteinitiativen 

mit dem geplanten Programm „Förderung Regionaler Fach-

kräftebündnisse“ unterstützen und regionale Projekte zur 

Fachkräftesicherung fördern. Einen Schwerpunkt werden 

regionale Weiterbildungsprojekte für kleine und mittelständi-

sche Unternehmen und Beschäftigte und regionale Qualifizie-

rungsprojekte für Arbeitslose und erwerbsfähige Leistungsbe-

rechtigte bilden.

Ziel:

Die Partner setzen sich zum Ziel, alle erforderlichen Maß

nahmen zu ergreifen, um die drohende massive Versorgungs-

lücke zu schließen und dem Pflegefachkraftmangel zu begeg-

nen. Ein maßgebliches Ziel muss es daher sein, die Attraktivität 

der Pflegeausbildung und des Berufsbildes insgesamt zu 

steigern, um die Zahl von Ausbildungsabsolventinnen und 

-absolventen zu erhöhen, die (Vollzeit-)Beschäftigungsquote in 

der Pflege zu steigern und die Verbleibdauer im Pflegeberuf  

zu verlängern.

Maßnahmen:

Zur Verfolgung dieser Ziele werden folgende Maßnahmen 

ergriffen oder ausgebaut:

•	� Gesetzliche Absicherung der Schulgeldfreiheit  

in der Altenpflegeausbildung

•	� Werbung bei den gesetzlich vorgesehenen Gremien  

für zusätzliche finanzielle Spielräume für Pflege

einrichtungen (ambulante Dienste und stationäre 

Pflegeheime), um eine verbesserte Refinanzierung der 

Personal- und Sachkosten der Pflegekräfte und bessere 

Personalschlüssel zur Entlastung der Pflegefachkräfte durch 

andere Berufe (z. B. Hauswirtschaft) zu ermöglichen

•	� Werbung bei den Sozialpartnern für eine Steigerung  

der Attraktivität des Pflegeberufs durch

	 –	 tarifliche Entwicklungen bei der Gehaltsstruktur

	 –	 betriebliches Gesundheitsmanagement

	 –	� Stärkung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie

	 –	 zeitgemäße Arbeitszeitmodelle 

•	� Abbau überflüssiger bürokratischer Anforderungen  

an Pflegekräfte (insbes. Entlastung bei der 

Pflegedokumentation)

•	 Verbesserung der Aufstiegschancen

•	� Steigerung der Durchlässigkeit zu akademischen 

Abschlüssen

•	� Gewinnung ausländischer Pflegefachkräfte unter 

Berücksichtigung der Förderprogramme der ZAV

•	� Intensivierung der Umschulung durch eine dauerhafte 

Regelung zur Finanzierung des dritten Umschulungsjahres 

(Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive des Bundes)

•	� Ausbau von Nachqualifizierungsmaßnahmen für Hilfskräfte 

(WeGebAU)

•	 Forschungsprojekte zu E-Health intensivieren

•	� Unterstützung von Projekten zur Steigerung der Attraktivität 

pflegerischer Versorgungsstrukturen im ländlichen Raum
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Beamte, geringfügig Beschäftigte, Soldaten) oder 

Selbständige beziehungsweise mithelfende Familien-

angehörige eine auf wirtschaftlichen Erwerb gerichtete 

Tätigkeit ausüben.

Nach der Definition der Internationalen Arbeitsorgani-

sation (ILO) zählen zu den Erwerbstätigen alle Personen 

im Alter von 15 und mehr Jahren, die in einem Arbeits-

verhältnis stehen (Arbeitnehmer) oder selbständig ein 

Gewerbe oder Landwirtschaft betreiben (Selbständige, 

Unternehmer) oder als mithelfende Familienangehörige 

im Betrieb eines Verwandten mitarbeiten. Personen, die 

lediglich eine geringfügige Tätigkeit (Mini-Job) ausüben 

oder als Aushilfe nur vorübergehend beschäftigt sind, 

zählen ebenso als Erwerbstätige wie auch Personen, die 

einem Ein-Euro-Job nachgehen.

Die Zuordnung zu den Erwerbstätigen ist unabhängig 

von der tatsächlich geleisteten oder vertraglich verein-

barten Arbeitszeit. Der internationalen Praxis folgend 

gelten auch Personen, die zwar nicht arbeiten, bei 

denen aber Bindungen zu einem Arbeitgeber bestehen 

(z. B. Personen in Mutterschutz oder Elternzeit, die 

diesen Urlaub aus einer bestehenden Erwerbstätigkeit 

angetreten haben), als erwerbstätig.

	 IV	�� Anzahl der sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten am Arbeitsort

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte umfassen alle 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die kranken-, 

renten-, pflegeversicherungspflichtig und/oder beitrags-

pflichtig nach dem Recht der Arbeitsförderung sind 

oder für die Beitragsanteile zur gesetzlichen Renten-

versicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförde-

rung zu zahlen sind; dazu gehören auch insbesondere 

Auszubildende, Altersteilzeitbeschäftigte, Praktikanten, 

Werkstudenten und Personen, die aus einem sozial

versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis zur 

Ableistung von gesetzlichen Dienstpflichten (z. B. Wehr-

übung) einberufen werden.

Nicht einbezogen sind dagegen Beamte, Selbststän-

dige, mithelfende Familienangehörige, Berufs- und 

Zeitsoldaten sowie Wehr- und Zivildienstleistende (siehe 

o. g. Ausnahme).

Rahmenbedingungen zur Fachkräftesicherung

	 I	 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukt

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) gibt den Gesamtwert 

aller Güter, d. h. Waren und Dienstleistungen, an, die 

innerhalb eines Jahres innerhalb der Landesgrenzen 

einer Volkswirtschaft hergestellt wurden nach Abzug 

aller Vorleistungen. Das BIP ist ein Maß für die wirt-

schaftliche Leistung einer Volkswirtschaft in einem 

bestimmten Zeitraum. Die Veränderungsrate des realen 

BIP dient als Messgröße für das Wirtschaftswachstum 

der Volkswirtschaften und ist damit die wichtigste 

Größe der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. 

Die Entwicklung der BIP stellt eine wichtige Größe zur 

Interpretation der Entwicklung der Beschäftigung und 

der Arbeitslosigkeit und somit auch für die Fachkräftesi-

tuation dar. Darüber hinaus ist die Entwicklung der BIP 

aber auch von der Deckung des Fachkräftebedarfs der 

Unternehmen abhängig.

	 II	� Bevölkerung (am Wohnort)  

nach Altersgruppen

Zur Bevölkerung zählen alle Einwohner, die mit ihrer 

Hauptwohnung in Niedersachsen gemeldet sind, also 

auch alle hier gemeldeten Ausländerinnen und Auslän-

der. Bevölkerungsdaten werden von den Statistischen 

Ämtern des Bundes und der Länder zur Verfügung 

gestellt. 

Der Bestand und die Entwicklung der Bevölkerungszah-

len – insbesondere in der Altersklasse zwischen 15 und 

unter 65 Jahren – geben Auskunft über das Erwerbs-

personenpotenzial und sind damit wichtige Größen zur 

Interpretation der Fachkräftesituation und deren Ent-

wicklung. Aufgrund der demografischen Entwicklung 

wird der Anteil der Älteren in den kommenden Jahren 

zunehmen und damit das Erwerbspersonenpotenzial 

sinken. 

	 III	� Anzahl der Erwerbstätigen  

am Arbeitsort (Inland) 

Erwerbstätige sind nach dem Europäischen System 

Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen alle zivilen 

Erwerbspersonen, also Personen, die als Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer (Arbeiter, Angestellte, 

Die Partner der Fachkräfteinitiative Niedersachsen haben verab-

redet, die Fachkräfteentwicklung einmal jährlich anhand von 

Indikatoren zu überprüfen, um festzustellen, ob die Maßnahmen 

greifen und die Entwicklung in die richtige Richtung geht.

Die Indikatoren für die Fachkräfteinitiative geben lediglich einen 

groben Überblick über die Fachkräftesituation und deren Ent-

wicklung in Niedersachsen sowie die Fortschritte in den einzel-

nen Handlungsfeldern. Daher handelt es sich hierbei nicht um 

eine wissenschaftliche Evaluation der Wirkung der Fachkräfte-

initiative. Ebenso wenig soll hiermit eine Wirkungskontrolle 

einzelner Handlungsfelder oder Maßnahmen verbunden sein. 

Vielmehr soll durch die ausgewählten Indikatoren die generelle 

Entwicklung in den Handlungsfeldern verfolgt werden. Die Ent- 

wicklung der Rahmenbedingungen und in den Handlungsfeldern 

sollen für die Umsetzung und die Fortschreibung der Hand-

lungsansätze der Fachkräfteinitiative genutzt werden können.

Für eine vertiefte Analyse und Interpretation der Entwicklung 

der Fachkräftesituation und die Fortschritte in den einzelnen 

Handlungsfeldern ist die Heranziehung weiterer Daten und 

Kennzahlen – insbesondere auch bezüglich der regionalen Ent- 

wicklung und der regionalen Fachkräftesituation – erforderlich.

Darüber hinaus können für die Bewertung zusätzlich auch wissen-

schaftliche Ausarbeitungen und Beiträge herangezogen werden.

Die Daten und Kennzahlen für die festgelegten Rahmenbedin-

gungen und Indikatoren werden einmal jährlich erhoben.

Im Folgenden werden die Rahmenbedingungen und Indikatoren 

kurz beschrieben und erste Hinweise zur Interpretation der Daten 

gegeben.

Indikatoren 
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6		  Tarifbindungsquote der Erwerbstätigen

Die Tarifbindungsquote der Erwerbstätigen drückt 

den Anteil der Erwerbstätigen aus, die in Betrieben 

mit einer Tarifbindung (Branchentarifvertrag oder 

Haus / Firmentarifvertrag) arbeiten. Die Tarifbindungs-

quote wird hier als ein Indikator für attraktive Arbeits-

bedingungen gewertet.

	 7.1	 Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge

Die Erhebung über neu abgeschlossene Ausbildungs-

verträge wird jährlich vom Bundesinstitut für Berufsbil-

dung (BiBB) in Zusammenarbeit mit den für die Berufs-

ausbildung zuständigen Stellen durchgeführt. Dabei 

werden die neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge 

berücksichtigt, die in der Zeit vom 01. Oktober des 

Vorjahres bis zum 30. September des Erhebungsjahres 

neu abgeschlossen wurden und die am 30. September 

auch noch bestanden haben.

	 7.2	� Schulabgänger/-innen aus                                 

der allgemeinbildenden Schule

Ergänzend werden die Schulabgängerinnen und 

Schulabgänger aus der allgemeinbildenden Schule den 

neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen gegen-

übergestellt, um die Auswirkungen des demografischen 

Wandels (sinkende Schülerzahlen) auf die Entwicklung 

der Anzahl der Ausbildungsverträge kenntlich zu machen. 

Die Angaben zu den Schulabgängerinnen und Schul-

abgängern werden aus der Broschüre „Die nieder

sächsischen allgemeinbildenden Schulen in Zahlen“ 

(Tabelle 9.2) des Kultusministeriums entnommen.

	 8.1	 Anzahl der Studienanfänger/-innen

Als Studienanfängerinnen und Studienanfänger zählen 

alle Studierenden im 1. Hochschulsemester, die im 

Kalenderjahr (Sommersemester und nachfolgendes 

Wintersemester) erstmals an einer niedersächsischen 

Hochschule eingeschrieben sind.

	8.2	� Schulabgänger/-innen aus der 

allgemeinbildenden und berufsbildenden 

Schule mit Hochschulreife

Ergänzend werden die Schulabgängerinnen und 

Schulabgänger aus der allgemeinbildenden und 

berufsbildenden Schule mit Hochschulreife den 

	 3.1	 Anzahl der Langzeitarbeitslosen

Als Langzeitarbeitslose gelten nach § 18 Abs. 1 SGB III 

alle Personen, die am jeweiligen Stichtag der Zählung 

1 Jahr (hier: 364 Tage) und länger bei den Agenturen 

für Arbeit oder bei den Trägern für Grundsicherung für 

Arbeitsuchende nach dem SGB II arbeitslos gemeldet 

waren.

	3.2	� Anzahl der Arbeitslosen  

ohne abgeschlossene Berufsausbildung

Die Definition der Arbeitslosigkeit ergibt sich aus Nr. V. 

An dieser Stelle wird die Untergruppe der Arbeitslosen 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung ausgewiesen.

	 4	� Erwerbstätigenquote der Menschen  

mit Migrationshintergrund

Die Erwerbstätigenquote der Menschen mit Migrations

hintergrund drückt den Anteil (%) der tatsächlich 

erwerbstätigen Menschen (vgl. Nr. III) mit Migrations-

hintergrund an der Wohnbevölkerung mit Migrati-

onshintergrund aus und damit den Grad, zu dem es 

gelingt, Menschen mit Migrationshintergrund in den 

Arbeitsmarkt zu integrieren.

	 5	� Anteil der schwerbehinderten Menschen  

in Beschäftigung bei Arbeitgebern  

mit 20 und mehr Arbeitsplätzen

Die Beschäftigungsstatistik der schwerbehinderten 

Menschen basiert auf dem Anzeigeverfahren gemäß 

§ 80 Abs. 2 SGB IX. Hiernach sind Arbeitgeber mit

 jahresdurchschnittlich monatlich mehr als 20 Arbeits-

plätzen im Sinne des § 73 SGB IX dazu verpflichtet, auf 

mindestens 5 % dieser Arbeitsplätze schwerbehinderte 

Menschen zu beschäftigen. Arbeitgeber, die dieser Vor-

gabe nicht nachkommen, müssen eine Ausgleichsabgabe 

zahlen. Die Höhe dieser Abgabe ist abhängig von der 

Beschäftigungsquote.

Zur Überwachung der Erfüllung der Beschäftigungspflicht 

müssen Arbeitgeber mit mehr als 20 Arbeitsplätzen 

ihre Beschäftigungsdaten einmal jährlich der für Ihren 

Sitz zuständigen Agentur für Arbeit anzeigen. Aus 

dieser Anzeige wird von der Bundesagentur für Arbeit 

einmal jährlich eine Statistik über die anzeigepflichtigen 

Arbeitgeber und die schwerbehinderten Menschen in 

Beschäftigung erstellt.

	 V	 Anzahl der Arbeitslosen

In einer ersten Annäherung an den Wortlaut ist arbeits- 

los, wer keine bezahlte Arbeit hat. Allerdings gelten 

nicht alle erwachsenen Menschen, die keiner Erwerbs-

arbeit nachgehen, als arbeitslos. So werden z. B. 

Schüler und Studenten, Frauen und Männer, die sich 

der Erziehung ihrer Kinder widmen sowie Rentner und 

Pensionäre nicht als Arbeitslose angesehen. Von Arbeits-

losigkeit spricht man umgangssprachlich erst dann, 

wenn sie unfreiwillig ist und die betroffenen Personen 

entsprechend bereit sind, Arbeit aufzunehmen bzw. ihre 

Arbeitskraft anbieten. In den Resolutionen der Inter-

nationalen Arbeitsorganisation, den Verordnungen der 

Europäischen Union und dem Sozialgesetzbuch (SGB) in 

Deutschland werden drei Kriterien genannt, die Arbeits-

lose erfüllen müssen: sie müssen ohne Arbeit sein, dem 

Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und Arbeit suchen. 

Die Arbeitslosigkeit ist im Sozialgesetzbuch (SGB) defi-

niert. Dort heißt es im § 16 Abs. 1 SGB III: Arbeitslose sind 

Personen, die wie beim Anspruch auf Arbeitslosengeld

o	� vorübergehend nicht in einem Beschäftigungs-  

verhältnis stehen, 

o	� eine versicherungspflichtige Beschäftigung suchen 

und dabei den Vermittlungsbemühungen der 

Agentur für Arbeit zur Verfügung stehen und 

o	� sich bei der Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet 

haben.

Im Abs. 2 heißt es dann außerdem: Teilnehmer an 

Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik gelten als 

nicht arbeitslos.

	 VI	 Arbeitslosenquote

Arbeitslosenquoten zeigen die relative Unterauslastung 

des Arbeitskräfteangebots an, indem sie die (registrierten) 

Arbeitslosen zu den Erwerbspersonen (EP = Erwerbs-

tätige + Arbeitslose) in Beziehung setzen. Der Kreis 

der Erwerbspersonen bzw. der Erwerbstätigen kann 

unterschiedlich abgegrenzt werden. Vorliegend wird die 

Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbsper-

sonen dargestellt. Alle zivilen Erwerbstätigen (alle ziv. ET) 

sind die Summe aus den abhängigen zivilen Erwerbstäti-

gen sowie Selbständigen und mithelfenden Familienange-

hörigen. Die Quote errechnet sich entsprechend als 

Arbeitslosenquote (auf Basis aller ziv. EP) = 

  

Indikatoren zur Fachkräftesicherung für 
Handlungsfelder der Fachkräfteinitiative

	 1.1	� Beschäftigungsquote  

von 15 bis unter 65 Jahren

Die Beschäftigungsquote von 15 bis unter 65 Jahren 

gibt an, wie hoch der Anteil der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten im erwerbsfähigen Alter von 15 

bis unter 65 an der Wohnbevölkerung im gleichen Alter 

ist. Beamte, Selbständige und andere nicht sozialversi-

cherungspflichtige Erwerbstätige sind – anders als bei 

der Erwerbstätigenquote – in der Beschäftigungsquote 

nicht berücksichtigt.

	  1.2	 Teilzeitbeschäftigungsquote

Die Teilzeitbeschäftigungsquote gibt an, wie hoch der 

Anteil der in Teilzeit sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten an allen sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten ist. Die Unterscheidung der sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftigten nach Voll- und 

Teilzeitbeschäftigten richtet sich nach den von den 

Arbeitgebern in den Meldebelegen erteilten Angaben. 

Je nachdem, welche arbeitsvertraglich vereinbarte 

Wochenarbeitszeit einem Beschäftigungsverhältnis 

zugrunde liegt, wird zwischen vollzeitbeschäftigt und 

teilzeitbeschäftigt unterschieden. Dabei gilt als teilzeit-

beschäftigt, wessen Arbeitszeit unter der betrieblichen 

Arbeitszeit (= Vollzeit) liegt.

Die Teilzeitbeschäftigungsquote von Frauen ist vor dem 

Hintergrund der Thematik Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf und Kinderbetreuung zu interpretieren.

	 2	� Beschäftigungsquote  

von 60 bis unter 65 Jahren

Die Beschäftigungsquote von 60 bis unter 65 Jahren 

gibt an, wie hoch der Anteil der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten in der Altersgruppe 60 bis unter 

65 Jahre an der Wohnbevölkerung im gleichen Alter 

ist. Beamte, Selbständige und andere nicht sozial

versicherungspflichtige Erwerbstätige sind – anders als 

bei der Erwerbstätigenquote – in der Beschäftigungs-

quote nicht berücksichtigt. 

Arbeitslose

alle ziv. ET + Arbeitslose
x 100
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	 11	 Studienanfängersaldo

Der Studienanfängersaldo ergibt sich aus der Zahl  

der Studienanfänger/-innen in Niedersachsen abzüglich 

der Anzahl der Studienanfänger/-innen in Deutschland, 

die die Hochschulzugangsberechtigung in Niedersach-

sen erworben haben, abzüglich der Studienanfänger/-

innen in Niedersachsen, die die Hochschulzugangs

berechtigung im Ausland erworben haben.

	 12	� Anzahl der herausgegebenen  

Berufsurkunden in Pflegeberufen

Die Anzahl der Ausbildungsabsolventinnen und 

Ausbildungsabsolventen in Pflegeberufen kann am 

ehesten über die Anzahl der herausgegebenen Berufs-

urkunden bestimmt werden, da es über die Ausbil-

dungsabsolventen keine amtliche Statistik gibt. Das 

Niedersächsische Landessozialamt hat daher die (neu) 

herausgegebenen Berufsurkunden für die Bereiche 

„Alten-, Kranken-, Kinderkranken- und Heilerziehungs-

pflege“ zusammengestellt. Die Zahlen beinhalten 

neben der Ausstellung der Berufsurkunde aufgrund 

einer absolvierten Ausbildung auch die Anerkennung 

ausländischer Bildungsabschlüsse.

Weitere Informationen zu den Rahmenbedingungen zur 

Fachkräftesicherung und den Indikatoren zur Fachkräfte

sicherung für Handlungsfelder der Fachkräfteinitiative finden 

Sie unter: www.fachkräfteinitiative.niedersachsen.de.

Studienanfängerinnen und Studienanfängern gegen-

übergestellt, um die Auswirkungen des demografischen 

Wandels (sinkende Schülerzahlen) auf die Entwicklung 

der Studienanfängerinnen und Studienanfänger kennt-

lich zu machen. Die Angaben zu den Schulabgänger

innen und Schulabgängern mit Hochschulreife werden 

aus der Broschüre „Die niedersächsischen allgemein 

bildenden Schulen in Zahlen“ (Tabelle 9.2) des  

Kultusministeriums entnommen.

	8.3	� Anteil der Studienanfänger/-innen mit 

Hochschulzugangsberechtigung aufgrund 

beruflicher Vorbildung

Die Quote gibt an, wie hoch der Anteil der Studienan-

fängerinnen und Studienanfänger in Niedersachsen mit 

einer Hochschulzugangsberechtigung aufgrund berufli-

cher Vorbildung an allen Studienanfängern  

in Niedersachsen ist.

	 9	� Betriebliche Weiterbildungsbeteiligung  

der Erwerbstätigen

Die Fort- und Weiterbildung bildet einen weiteren 

wesentlichen Eckpfeiler für die Entwicklung der beruf-

lichen Kompetenz der Beschäftigten. Sie kann in Form 

von Lehrgängen und Kursen intern oder extern durch-

geführt werden oder auch informell am Arbeitsplatz 

stattfinden. Für die Weiterbildungsbeteiligung wird die 

Anzahl der Erwerbstätigen mit Weiterbildung an allen 

Erwerbstätigen ins Verhältnis gesetzt. Grundlage  

für die Weiterbildungsbeteiligung bildet die Betriebs

befragung des IAB-Betriebspanels.

	 10	� Anteil arbeitsloser jüngerer Menschen  

(25 bis unter 35 Jahren) ohne abgeschlossene 

Berufsausbildung an jüngeren Arbeitslosen

Die Quote drückt den Anteil (%) der arbeitslosen jun-

gen Erwachsenen zwischen 25 und unter 35 Jahren 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung an allen jünge-

ren Arbeitslosen zwischen 25 und unter 35 Jahren aus.

Weitere Informationen  
und Ansprechpartner

Weitere Informationen zu der Fachkräfteinitiative 

Niedersachsen finden Sie unter:  

www.fachkraefteinitiative.niedersachsen.de

Als Ansprechpartner für die Fachkräfteinitiative Niedersachsen 

stehen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Niedersäch-

sischen Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr unter 

den nachfolgenden Adressen und Kontaktmöglichkeiten gerne 

zur Verfügung:

Niedersächsisches Ministerium  

für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Referat 13 – Arbeits- und Beschäftigungsförderung,  

Berufliche Qualifizierung

Friedrichswall 1

30159 Hannover

Telefon: (0511) 120-0

Fax: (0511) 120-5770

E-Mail: poststelle@mw.niedersachsen.de

Es besteht auch die Möglichkeit, sich über das Kontaktformular 

auf der Internetseite der Fachkräfteinitiative Niedersachsen  

(www.fachkraefteinitiative.niedersachsen.de) an die Mitarbeiter 

und Mitarbeiterinnen zu wenden.
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